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Einleitung 
 

„Der Staatsdienst muss zum Nutzen derer geführt werden, die ihm 

anvertraut sind, nicht zum Nutzen derer, denen er anvertraut ist.“1 

 

Marcus Tullius Cicero,  römischer Staatsmann und Philosoph, wusste 

schon vor über 2000 Jahre, dass der Staat für das Volk da sein muss. 

Doch wie sieht es damit heutzutage in unserer repräsentativen 

Demokratie aus? 
 

1.507.961 Bürger aus Baden Württemberg haben im November 2011 

gezeigt, dass sie nicht mit den Entscheidungen der Räte übereinstimmen. 

Mit der Abstimmung zum Kündigungsgesetz im Rahmen des Neubaus des 

Stuttgarter Hauptbahnhofs stand ein brisantes Thema zur Entscheidung.  

Der neue unterirdische Durchgangsbahnhof Stuttgart 21 spaltet wie kein 

anderes Thema die Bevölkerung im Ländle. Nach über 2 Jahrzehnten der 

Vorbereitung waren sich die Projektbeteiligten schließlich Ende 2009 

einig, dass Stuttgart 21 verwirklicht wird. 

Durch die ersten Baumfällarbeiten im Schlossgarten erreichten die 

Proteste zwar am 1. Oktober 2010 einen vorläufigen Höhepunkt, doch 

auch nach dem folgenden Schlichtungsversuch gingen tausende Gegner 

zu regelmäßigen  Kundgebungen gegen Stuttgart 21 auf die Straßen. 

Bei den anschließenden Landtagswahlen 2011 wurde die seit über 50 

Jahre regierende CDU mit 39 Prozent der Stimmen stärkste Kraft, konnte 

jedoch keinen Regierungspartner finden. Neben atompolitischen Fragen 

war für dieses Wahlergebnis wohl auch die Haltung zu S 21 und gegen die 

Demonstranten entscheidend.  

Die neu gewählte Regierung aus SPD und Bündnis90/Die Grünen 

vereinbarten im Koalitionsvertrag eine Volksabstimmung zu S 21. Bei der 

Abstimmung Ende November 2011 beteiligte sich mit 48,3 Prozent fast die 

Hälfte der Wahlberechtigten. Die Mehrheit stimmte gegen das In-Kraft-

Treten des Kündigungsgesetzes und für S 21. 

                                            
1 Cicero, Marcus Tullius 106 – 43 v. Chr. 
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Die Abstimmung zu S 21 ist nur ein Beispiel, dass sich die Bürger 

beteiligen möchten. Deutschlandweit wurden bis 2010 über 6800 

Bürgerentscheide und Bürgerbegehren gezählt. Die Meinungen und 

Vorstellungen der Bürger finden heutzutage in der Politik mehr Beachtung 

als je zuvor. 2011 wurden im Rahmen des BürgerForums2011 10.000 

Bürger per Zufallsauswahl eingeladen. Beim Zukunftsdialog haben Bürger 

und Experten die Möglichkeit Vorschläge zu äußern, diese zu bewerten 

und mit der Bundeskanzlerin in Bürgergesprächen darüber zu diskutieren.  

Auch auf der Ebene der Europäischen Union können Bürger ihre Meinung 

über die Europäische Kommission äußern. In Zukunft soll die Europäische 

Bürger Initiative (EBI) den Bürgern sogar eine direktdemokratisch 

Beteiligung ermöglichen. 

 

Neben den bereits genannten Formen der Mitwirkung der Bürger gibt es 

den Bürgerhaushalt. Der Bürgerhaushalt soll den Bürgern in Deutschland 

die Möglichkeit eröffnen ihre Vorschläge und Meinungen über die 

Verwendung der Finanzmittel vorzubringen ohne das Finanzrecht des 

Rates einzuschränken.  

Nach dem ersten Bürgerhaushalt im brasilianischen Porto Alegre 

verbreitete sich das Haushaltsbeteiligungsverfahren weltweit sehr schnell. 

Auch in Deutschland nahm die Zahl der Gemeinden, die sich mit dem 

Bürgerhaushalt beschäftigen, rasant zu.  

 

So wurde bei Haushaltsberatungen in der großen Kreisstadt Ellwangen 

von der SPD der Auftrag an die Verwaltung übergeben, zu prüfen, 

inwieweit ein Bürgerhaushalt für die Kommune in Betracht käme. Nach der 

Vorstellung des Bürgerhaushaltes wurde er von der Mehrheit des 

Verwaltungsausschusses der Stadt Ellwangen abgelehnt. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Thematisierung des 

Bürgerhaushaltes in Ellwangen. 
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1. Von Porto Alegre nach Europa 

1.1 Porto Alegre 

Porto Alegre mit 1.365.039 Einwohnern im ersten Quartal 2010 2 ist die 

Heimatstadt des Bürgerhaushaltes. 1989 erfolgte zum ersten Mal eine 

Beteiligung der Bürger an der Haushaltsplanaufstellung.  Diese 

Beteiligungsform wird noch heute nach über 20 Jahren in der 

südbrasilianischen Hauptstaat des Bundesstaates Rio Grande do Sul 

erfolgreich praktiziert.  

1.1.1 Situation in Brasilien vor dem Bürgerhaushalt 

Brasilien, das größte Land auf dem südamerikanischen Teilkontinent, 

wurde noch Mitte des 20. Jahrhunderts von einer Militärdiktatur mit Folter 

unter dem Deckmantel einer Scheindemokratie regiert. Durch Streiks und 

Massenproteste der entstandenen Gewerkschaftsbewegungen wurde 

gegen die Unterdrückung und die soziale Ungleichheit gekämpft. 1988 

konnte eine neue Verfassung, das 5. Grundgesetz der Föderativen 

Präsidialrepublik Brasilien, verabschiedet werden. Durch die neue 

Verfassung wurde das nationale Parlament gestärkt, außerdem wurden 

die Steuereinnahmen neu verteilt. Die zuvor in der Hauptstadt Brasilia 

gebündelte Machtausübung wurde dezentralisiert. Bundesstaaten und 

Kommunen erhielten mehr Geld und Autonomie bei der Erhebung von 

Steuern. Veränderungen in der brasilianischen Demokratie waren für das 

Volk jedoch kaum spürbar, da sich durch den in Brasilien stark 

ausgeprägten Klientelismus, die Parteienlandschaft und die damit 

verbundene Wahrnehmung der Bürgerinteressen kaum veränderten. Der 

Bundesstaat Rio Grande do Sul und die Hauptstadt Porto Alegre waren 

traditionell von alternativ-linker Politik und stärkeren sozialen Bewegungen 

geprägt. 3 

                                            
2 Ermittelt durch das Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística  
3 Vgl. Hübner, Karl – Ludolf: Wo die Obersten noch immer den patriarchalischen Ton 
angeben, 2004, S. 14 f. 
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1.1.2 Entstehung des Bürgerhaushaltes 

Die in Porto Alegre 1988 durchgeführte Bürgermeisterwahl wurde durch 

ein von der pluralistischen Arbeiterpartei Partido dos Trabalhadores (PT) 

angeführtes Linksbündnis gewonnen. Die Ziele der PT waren 

Armutsbekämpfung und eine stärkere Beteiligung des Volkes. Aufgrund 

starker Landflucht stieg neben anderen brasilianischen Städten auch in 

Porto Alegre die Bevölkerung rasant an und es bildeten sich Elendsviertel. 

Um den von der vorherigen Regierung stark belasteten Haushalt der Stadt 

zu sanieren und die sozialen Bedingungen zu verbessern, nahm der neu 

gewählte Bürgermeister den Vorschlag, die Bürger am Haushalte zu 

beteiligen, auf. Die Forderung nach mehr Partizipation am Haushalt 

stammte von der Union der Anwohnerinitiativen, der União das 

Associacões de Moradores de Porto Alegre (UAMPA), die im Gegensatz 

zu anderen Gruppierungen nicht klientelistisch organisiert war. 1989 

wurde aufgrund der basisdemokratischen Ausrichtung der Arbeiterpartei 

der erste Orçamento Participativo, zu deutsch partizipative Haushalt, in 

der brasilianischen Hafenstadt eingeführt. 

Um den Bedürfnissen der Bürger gerechter zu werden, wurden nach 

anfänglichen Startschwierigkeiten die eingeführten fünf Planungszonen 

auf 16 Stadtvierteln aufgeteilt. 1994 wurden neben regionalen 

Versammlungen thematische Foren zu gesamtstädtischen Planungen 

eingerichtet. Während der Bürgerhaushalt anfangs von Armen zur 

Vertretung ihrer Interessen genutzt wurde, beteiligte sich nach Einführung 

der thematischen Foren die Mittelschicht stärker.4   

1.1.3 Ablauf des Orçamento Participativo 

Der Orçamento Participativo (OP) in Porto Alegre lässt sich in vier über 

das ganze Jahr verteilte Abschnitte gliedern.  

Der erste Abschnitt von März bis Juli beginnt mit Einladungen der Bürger 

zu den regionalen und thematischen Versammlungen durch Werbung und 

                                            
4 Vgl. Herzberg, Carsten: Wie partizipative Demokratie zu politisch-administrativen 
Verbesserungen führen kann: der Bürgerhaushalt in Porto Alegre, 2001, S. 40.  
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Ankündigung. Die Bürger haben bei diesen Veranstaltungen die 

Möglichkeit über die Maßnahmen des aktuellen Investitionsplans mit der 

Regierung zu diskutieren und Vertreter für die thematischen Foren zu 

wählen.  

Porto Alegre wurde hierzu in verschiedene Regionen, die sich an 

zusammenhängenden Sozialräumen der Bürger orientieren, eingeteilt. 

Aufgrund der unterschiedlichen Voraussetzungen der einzelnen Stadtteile 

wurden für die Regionen unterschiedliche Verteilungsschlüssel festgelegt. 

Dadurch soll eine sozial gerechte Verteilung der Mittel gegeben sein. 

Neben diesen Regionen gibt es für jeden Fachbereich der Verwaltung 

thematische Foren. Durch die Zweiteilung wurde eine Verknüpfung 

regionaler mit gesamtstädtischen Themen möglich. 

Im Anschluss finden durch die Bürgerschaft organisierte Treffen statt, bei 

denen eingebrachte Investitionsvorschläge diskutiert werden. Die 

Vorschläge können von Bürgerschaft, Verwaltung und Regierung 

eingebracht werden. Zum Abschluss werden für die Regionen und für die 

thematischen Versammlungen Prioritätenliste erstellt.  

Diese Prioritätenlisten werden in einer Veranstaltung offiziell an den 

Bürgermeister übergeben. Danach wird der OP-Rat gewählt. Dieser hat 

die Aufgabe die Ausarbeitung des Haushaltsentwurfes zu begleiten und 

die Interessen der Basisversammlungen zu vertreten. 

In den Monaten August und September werden die von den Regionen und 

den thematischen Foren festgesetzten Prioritäten durch die Stadt auf 

rechtliche und technische Umsetzbarkeit überprüft.  

Auf Grundlage der erarbeiteten Prioritätenlisten der Regionen und der 

thematischen Foren und unter Berücksichtigung  von 

Basisdienstleistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge, von Fixkosten für 

Personal, Material, etc. und Ausgaben die zwingend notwendig sind, wird 

ein Haushaltsentwurf aufgestellt. 

Der haushaltsrechtlich geschulte OP-Rat prüft, diskutiert und bewilligt den 

Entwurf. Erst danach wird der Haushaltsentwurf im dritten Abschnitt des 

Orçamento Participativo an den Stadtrat weitergeleitet. Dieser hat die 
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Möglichkeit den Haushaltsentwurf seinerseits zu diskutieren, zu prüfen 

und abschließend zu verabschieden. Der Stadtrat wird als repräsentative 

Vertretung durch den OP-Rat nicht in seinen Befugnissen beschnitten.  

In der letzten Phase wird der Investitionsplan für die einzelnen Regionen 

in Zusammenarbeit von Stadtverwaltung und OP-Rat aufgestellt. Der 

Investitionsplan richtet sich nach der von der Region vergebenen Priorität, 

dem Bedarf und der Einwohnerzahl der Region. Der Investitionsplan wird 

im darauffolgenden Orçamento Participativo von der Bürgerschaft 

evaluiert.5 

 

 

 

Abb. 1: Einfluss der Bürger auf den Haushaltsplan6 

                                            
5 Vgl. Herzberg, Carsten: Wie partizipative Demokratie zu politisch-administrativen 
Verbesserungen führen kann: der Bürgerhaushalt in Porto Alegre, 2001, S. 54 – 61. 
6 Eigene Darstellung auf Grundlage Herzberg, Carsten: Der Bürgerhaushalt in Porto 
Alegre, 2001 
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1.1.4 Fazit nach 10 Jahren Orçamento Participativo 

Der Orçamento Participativo brachte schon in den ersten 10 Jahren für die 

Einwohner enorme Errungenschaften. Die Zahl der Haushalte die mit 

gereinigtem Wasser versorgt werden, stieg von anfänglichen 76 Prozent 

auf 99 Prozent aller Haushalte. Die Zahl der Abwasseranschlüsse konnte 

von 46 Prozent 1989 auf 84 Prozent 1999 gesteigert werden. Während 

1985 13.357 Schüler in 13 kommunalen Schulen unterrichtet wurden, 

konnten im Jahr 1999 51.476 Schüler in 89 Schulen registriert werden. Die 

Zahl der Schüler stieg um das vierfache, besonders bei den 

Grundschülern ist ein enormer Anstieg zu verzeichnen gewesen. 

Trotz der in Brasilien weit verbreiteten Korruption stuften 98 Prozent der 

Bevölkerung von Porto Alegre ihre Stadtregierung nicht als korrupt ein.7 

 

1.2 Christchurch 

Neben dem Modell von Porto Alegre ist die im neuseeländischen 

Christchurch praktizierte Bürgerbeteiligung Vorbild für Bürgerhaushalte. In 

Neuseeland nehmen die Kommunen rund zwei Drittel ihrer Gelder selbst 

ein und besitzen dadurch eine hohe Unabhängigkeit. Die Stadt 

Christchurch erhielt 1993 den Carl Bertelsmann Preis für „Demokratie und 

Effizienz in der Kommunalverwaltung“ und wird gerne als Vorbild in der 

Kommunalverwaltung herangezogen. 8 

In Christchurch erfolgt eine klare Trennung von Politik und Verwaltung. 

Die Verwaltung kann innerhalb der vom Rat verabschiedeten Leitlinien 

eigenhändigständig über die Umsetzung entscheiden.  Vorbildlich ist die 

gelungene Verbindung von Partizipation der Bürger und 

Verwaltungsmodernisierung. Bürger haben die Möglichkeit, Projekte 

vorzuschlagen und sich über das städtische Dienstleistungsangebot zu 

äußern. Mit der Verwaltung wird zusammen über die entstehenden Kosten 

und eine mögliche Realisierung beraten. Der Rat behält sich das 

                                            
7 Vgl. Zimmermann, Clóvis R.: Demokratie radikal demokratisieren, 2004, S. 16 – 23 
8 Vgl. Sintomer, Yves/Herzberg, Carsten/Röcke Anja: Der Bürgerhaushalt in Europa – 
eine realistische Utopie?, 1. Auflage, 2010 S. 74. 
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Entscheidungsrecht vor. Im Gegensatz zu Porto Alegre gibt es keine 

eigenen Abgeordneten der Bürger, die die Bürgerschaft vertreten und die 

Umsetzung überwachen. 9 

Neben der in Christchurch alljährlichen Beteiligung der Bürger bei der 

Haushaltsaufstellung und anschließender Rechenschaftslegung, wurden 

alle neuseeländischen Gemeinden 2002 durch eine neue 

Gemeindeordnung verpflichtet einen zehnjährigen Gemeinschaftsplan 

zusammen mit der Bürgerschaft aufzustellen. Im dreijährigen Rhythmus 

sollen die Bürger die Möglichkeit haben an der Aufstellung des 

Gemeinschaftsplanes mitzuwirken. 10 

 

1.3 Europa 

Nach der in Porto Alegre erfolgreich praktizierten Beteiligung von Bürgern 

am Haushalt eiferten Gemeinden auf der ganzen Welt dem Vorbild aus 

Brasilien nach. Der Professor Yves Sintomer leitete eine deutsch 

französische Kooperation am Berliner Centre Marc Bloch und der 

Humboldt-Universität um Bürgerhaushalte in Europa bis 2009 zu 

untersuchen und zu vergleichen.  

 

1.3.1 Bürgerhaushalt im Sinn der europaweiten Untersuchung 

Aufgrund des Fehlens einer umfassenden Definition des Bürgerhaushaltes 

und um einen Vergleich innerhalb Europas zu ermöglichen mussten 

Kriterien für einen Bürgerhaushalt festgelegt werden.  Die vorliegende 

Definition sollte den Bürgerhaushalt von anderen Instrumenten der 

Bürgerbeteiligung abgrenzen. Im Austausch zwischen empirischer 

Forschung und sozialwissenschaftlicher Theorie wurden sechs 

Definitionskriterien festgesetzt.  

                                            
9 Vgl. Herzberg, Carsten/ Cuny, Cécile: Herausforderungen der technischen Demokratie: 
Bürgerhaushalt und die Mobilisierung von Bürgerwissen. Eine Untersuchung von 
Beispielen in der Region „Berlin – Brandenburg“, 2007, S. 11f. 
10 Vgl. Günther, Albert: Der Bürgerhaushalt: Bestandsaufnahme – Erkenntnisse – 
Bewertung, 2007 S. 52. 
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1. Bei einem Bürgerhaushalt  haben Bürger die Möglichkeit sich bei der  

Planung von Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Hand zu 

beteiligen. 

 

2. Im Gegensatz zu anderen Bürgerbeteiligungsverfahren werden beim 

Bürgerhaushalt die Finanzen in den Mittelpunkt gestellt. Jedes 

Beteiligungsverfahren muss zwingend eine finanzielle Komponente 

enthalten, beim Bürgerhaushalt soll jedoch vermittelt werden, dass die 

Mittel nur begrenzt zur Verfügung stehen. 

 

3. Die Partizipationsebene muss eine eigene politische Vertretung und 

eine eigene Verwaltung umschließen. Dadurch grenzt sich die 

europaweite Definition des Bürgerhaushaltes von Stadtteilfonds ab. 

Stadtteilfonds können durch Zusammenschluss auf der Ebene der 

Gesamtstadt einen Bürgerhaushalt bilden. 

 

4. Bürgerhaushalte müssen auf Dauer angelegt sein und wiederholt 

werden. Einmalige Veranstaltungen, die sich mit dem Thema Haushalt 

beschäftigen sind keine Bürgerhaushalte. 

 

5. Für einen Bürgerhaushalt reicht es nicht aus, wenn Bürger in 

öffentlichen Ratssitzungen am Haushalt partizipieren können. Der 

Bürgerhaushalt ist eine eigenständige Veranstaltung bei der die Bürger die 

Möglichkeit haben mit Verwaltung und Politik über Haushaltsfragen zu 

diskutieren. 

 

6. Im Anschluss an den Beteiligungsprozess muss gegenüber den 

Beteiligten Rechenschaft abgelegt werden. Dies kann sowohl schriftlich, 

als auch mündlich geschehen. 
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Aufgrund der unterschiedlichsten Bedingungen und bei Durchführung 

einer Beteiligung der Bürgerschaft am Haushalt einer Kommune ließen 

sich europaweit keine einheitlichen Verfahren definieren. 11  

 

Während bei den klassischen Formen der Bürgerbeteiligung die Bürger 

nur die Auswirkungen des Dialogs zwischen Rat und Verwaltung spüren, 

haben sie beim Bürgerhaushalt umfassendere Möglichkeiten. Wie in 

Abbildung 2 zu sehen ist, entstehen wechselseitige Beziehungen 

zwischen Verwaltung und Rat einerseits und der Bürgerschaft auf der 

anderen Seite, außerdem wird ein Forum geschaffen, in dem sich die 

Bürger untereinander austauschen können. 

 

 

Abb. 2: Klassische Bürgerbeteiligung und Bürgerhaushalt 12 
 

1.3.2 Klassifizierung der europäischen Bürgerhaushalte 

Im nächsten Schritt der Erforschung der Bürgerhaushalte, wurden vier 

Unterscheidungskriterien eingeführt, mit denen sechs verschiedene 

halbabstrakte Idealtypen gebildet werden konnten.  

Die sechs gebildeten Idealtypen stellen eine Orientierung zum Einordnen 

der Bürgerhaushalte dar. Es ist nicht nötig und nicht möglich, dass die 

Idealtypen in der Praxis erreicht werden. Die Idealtypen bilden die 

Grundlage, in die bestehende Bürgerhaushalte eingeordnet werden 

können.  

                                            
11 Vgl. Sintomer, Yves/Herzberg, Carsten/Röcke Anja: Der Bürgerhaushalt in Europa – 
eine realistische Utopie?, 1. Auflage, 2010 S. 41 ff. 
12 Vgl. Ebenda, S. 19. 
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Es wird unterschieden nach der Herkunft des Verfahrens, nach der 

Organisation der Versammlungen, nach der Qualität der eigenständigen 

Diskussion und nach dem Einfluss der Bürgerschaft im Verfahren.  

In der nachfolgenden Übersicht wurden bestehenden Bürgerhaushalte in 

einer Anordnung der sechs Idealtypen eingeordnet. 13 

 

Abb. 3: Zuordnung bestehender Bürgerhaushalte zu den Idealtypen 14 

 

 

Porto Alegre in Europa 

Porto Alegre in Europa basiert wie das brasilianische Vorbild auf offenen 

thematischen und territorialen Versammlungen. Das Modell Porto Alegre 

schafft ein neues, innovatives Verfahren zur Bürgerbeteiligung. Die  

Teilnehmer wählen Delegierte, die den Prozess das ganze Jahr begleiten. 

Die Stärke dieses Idealtyps ist, dass die Bürger über Investitionen direkt 
                                            
13 Vgl. Sintomer, Yves/Herzberg, Carsten/Röcke Anja: Der Bürgerhaushalt in Europa – 
eine realistische Utopie?, 1. Auflage, 2010 S. 80 ff. 
14 Vgl. Ebenda, S. 84. 
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diskutieren und Einfluss nehmen können. Durch Übertragung von 

Entscheidungskompetenzen an die Zivilgesellschaft kommt eine höhere 

Beteiligung zustande. 15  

 

 

Bürgernahe Beteiligung 

Die bürgernahe Demokratie baut auf bestehende Quartiersbeiräte auf, die 

hierzu stattfindenden Diskussionen werden um gesamtstädtische 

Angelegenheiten erweitert. Die offen abgehaltenen Diskussionen über 

mikro-lokale Investitionen beinhalten keine Hierarchisierungsmöglichkeiten  

für die Zivilgesellschaft.  16 

 

 

Konsultation öffentlicher Finanzen 

Bei der Konsultation öffentlicher Finanzen sollen über die Transparenz der 

öffentlichen Finanzen Partizipation und Verwaltungsmodernisierung 

verbunden werden. Das Verfahren wurde durch Stiftungen standardisiert 

und bietet eine Diskussionsgrundlage für den gesamten kommunalen 

Haushalt und das allgemeine Dienstleistungsangebot. Bei den offenen 

Veranstaltungen werden durch Losverfahren ausgewählte Bürger zur 

Teilnahme am Bürgerhaushalt angeschrieben. Die Konsultation 

öffentlicher Finanzen wird vor allem von deutschen Kommunen 

angewendet und baut nicht auf den Beteiligungshaushalt von Porto Alegre 

auf, sondern auf das Vorbild der neuseeländischen Stadt Christchurch. 17 

 

 

Öffentlich – privater Verhandlungstisch  

Der Privat-/öffentliche Verhandlungstisch bietet die Möglichkeit über die 

Verteilung von Geldern des kommunalen Haushalts und der zur 

                                            
15 Vgl. Sintomer, Yves/Herzberg, Carsten/Röcke Anja: Der Bürgerhaushalt in Europa – 
eine realistische Utopie?, 1. Auflage, 2010 S. 84 f. 
16 Vgl. Ebenda, S. 87. 
17 Vgl. Ebenda, S. 89 f. 
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Verfügung gestellten Mittel von lokalen Unternehmen und internationalen 

Organisationen zu entscheiden. Bei den geschlossenen Versammlungen 

von Vertretern der Geldgeber, der Bürger und Experten wird über die 

Finanzierung konkreter Projekte diskutiert und entschieden. Im Gegensatz 

zu anderen Formen des Bürgerhaushaltes haben hier die lokalen 

Unternehmen als wichtige wirtschaftliche Akteure einer Kommune ein 

Mitspracherecht. 18 

 

 

Community Fonds auf Quartiers- und auf Stadtebene 

Beim Gemeinwesenfonds werden von der Kommune mittel in einem 

Fonds zur Verfügung gestellt. Diese Mittel können auf Antrag für 

vorgeschlagene Projekte verwendet werden. Ein eigener Rat auf Ebene 

der Gesamtstadt entscheidet über die Anträge. Die lokalen Gruppen, die 

den Antrag gestellt haben, setzten die Projekte selbständig um. Die 

Diskussion ist besonders von organisierten Gruppen geprägt. Für die 

Mittelverwendung besteht eine autonome Entscheidungskompetenz. 19 

 

 

Repräsentation organisierter Interessen 

Bei der Repräsentation organisierter Interessen werden von der lokalen 

Regierung Vertreter aus verschiedenen, meist organisierten Bereichen 

ausgesucht, um mit ihnen über die öffentlichen Finanzen zu diskutieren. 

Bei den geschlossenen Veranstaltungen werden über einzelne 

Politikfelder oder konkrete Projekte diskutiert. Je nach Einzelfall besteht 

die Möglichkeit auf eine Hierarchisierung mit Entscheidungskompetenz 

innerhalb der allgemeinen politischen Orientierung. 20  

 

 

                                            
18 Vgl. Sintomer, Yves/Herzberg, Carsten/Röcke Anja: Der Bürgerhaushalt in Europa – 
eine realistische Utopie?, 1. Auflage, 2010 S. 91 ff. 
19 Vgl. Ebenda, S. 94 f. 
20 Vgl. Ebenda, S. 96 ff. 
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1.3.3 Entwicklung Bürgerhaushalte in Europa 

Die Zahl der Bürgerhaushalte stieg in Europa rasant an. Mit der Zahl der 

Bürgerhaushalte stieg auch die Zahl der Bürger, die sich am 

Bürgerhaushalt beteiligen konnten. Gab es anfangs den partizipativen 

Haushalt vor allem in kleinen und mittleren Kommunen, wird 2008 in Köln, 

einer Stadt mit über einer Million Einwohnern, ein Bürgerhaushalt 

eingeführt. Die Zahl der Bürgerhaushalte in Europa stieg von sechs mit 

342.592 betroffenen Einwohnern im Jahr 2009 auf über 200 Kommunen 

mit über 8 Millionen Einwohnern, die die Möglichkeit hatten sich am 

Haushalt zu beteiligen. 

 

 

 
Abb. 4: Entwicklung der Bürgerhaushalte und der von ihnen betroffenen 

Bevölkerung in Europa von 1993 bis 2009 21 

 

                                            
21 Vgl. Sintomer, Yves/Herzberg, Carsten/Röcke Anja: Der Bürgerhaushalt in Europa – 
eine realistische Utopie?, 1. Auflage, 2010 S. 44. 
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2. Deutschland 

2.1 Bürgerhaushalte in Deutschland 

Nach den erfolgreichen Beteiligungen der Bürger am Haushalt in Porto 

Alegre und den Nachahmungen eines partizipativen Haushaltes in 

Europa, vor allem in Südeuropa, erreichte die Bürgerbeteiligung zur 

Aufstellung des Haushaltes deutsche Kommunen. 1998 wurde in 

Mönchweiler, einem 3.200 Einwohner Dorf im Schwarzwald, der erste 

deutsche Bürgerhaushalt durchgeführt.22 In Deutschland und Baden 

Württemberg besteht keine Pflicht, die Bürger aktiv an der Aufstellung des 

Haushaltes zu beteiligen, deshalb wurde in einigen Modellprojekten 

versucht den Bürgerhaushalt in deutschen Kommunen zu etablieren.  Für 

die Bürgerhaushalte in Deutschland ist nicht Porto Alegre Vorbild, sondern 

die Bürgerbeteiligung im neuseeländischen Christchurch.23 

Da die kommunalen Haushaltsspielräume begrenzt sind, kann der 

Bürgerhaushalt auch genutzt werden, um Konsolidierungsvorschläge der 

Bürger umzusetzen.24 

 

2.2 Haushaltsrechtliche Grundlage 

Nach § 81 Absatz 1 GemO von Baden Württemberg muss die 

Haushaltssatzung vom Gemeinderat in öffentlicher Sitzung beraten und 

beschlossen werden. Nach § 81 Absatz 3 GemO ist die Haushaltssatzung 

öffentlich bekannt zu machen und der Haushaltsplan an sieben Tagen 

öffentlich auszulegen. Jedermann hat bei der öffentlichen Auslegung das 

Recht auf Einsichtnahme hierbei hat er auch das Recht seine Meinung zu 

äußern. Einwendungen können von Einwohnern oder Abgabepflichtigen 

vorgebracht werden. Auswärtige, die Gebühren nur für gelegentlich in 

Anspruch genommene Leistungen entrichten, sind ausgenommen.  
                                            
22 Vgl. Günther, Albert: Der Bürgerhaushalt: Bestandsaufnahme – Erkenntnisse – 
Bewertung, 2007 S. 58. 
23 Vgl. Sintomer, Yves/Herzberg, Carsten/Röcke Anja: Der Bürgerhaushalt in Europa – 
eine realistische Utopie?, 1. Auflage, 2010, S. 89. 
24 Vgl. Holtkamp, Lars: Bürgerhaushalt, in: Kersting, Norbert (Hrsg.): Politische 
Beteiligung, 2008, S. 231. 
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Der Gemeinderat muss sich mit den Einwendungen sachlich 

auseinandersetzen und muss über sie in öffentlicher Sitzung beschließen. 

Die Beratungen hierzu können in nicht-öffentlicher Sitzung stattfinden.25  

In den Gemeindeordnungen der restlichen Bundesländer wird auch nur 

die öffentliche Auslage des Haushaltsplans verpflichtend geregelt. Das 

Recht auf Einsichtnahme in den Haushaltsplan wird nur von sehr wenigen 

Bürgern in Anspruch genommen. 

 

2.3 Modellprojekte „Kommunaler Bürgerhaushalt“  

Im November 2000 wurde in Nordrhein Westfalen das Projekt 

„Kommunaler Bürgerhaushalt“ gestartet. Die sechs Kommunen Castrop-

Rauxel, Emsdetten, Hamm, Hilden, Monheim und Vlotho wurden drei 

Jahre lang vom Innenministerium NRW und der Bertelsmann Stiftung als 

Projektträger bei der Einführung eines Bürgerhaushaltes unterstützt.  Die 

Gemeinden konnten zahlreiche Veranstaltungen, Aktionen und 

Einzelprojekte durchführen um verschiedenen Instrumente und Modelle zu 

testen. Die Ziele waren, der Bürgerschaft das komplizierte Zahlenwerk des 

Kommunalhaushaltes zu erläutern und eine Basis für Gespräche zwischen 

Bürgerschaft, Gemeinderat und Verwaltung zu legen, bei denen von den 

Bürgern sachliche Vorschläge und Anregungen zum Haushalt vorgebracht 

werden konnten.26 

2003 wurden die Ratsmitglieder der beteiligten Kommunen zum Projekt 

Bürgerhaushalt befragt. Von den 276 Ratsmitgliedern antworteten 56 

Prozent, von diesen waren 80 Prozent der Meinung die Schwerpunkte des 

Haushaltes aus Sicht der Bürger besser einschätzen zu können. 63 

Prozent wollten die Vorschläge der Bürger in den Haushaltsberatungen 

oder in der Fraktion erörtern. 27  

                                            
25 Kommentar zur Gemeindeordnung von Baden Württemberg 4. Auflage, 15. Lieferung 
Stand: Dezember 2006.  
26 Vgl. Bertelsmannstiftung/ Innenministerium NRW: Kommunaler Bürgerhaushalt: Ein 
Leitfaden für die Praxis,  2004, S. 4 f. 
27 Vgl. GAR NRW/Alternative in den Räten NRW: Kommunaler Bürgerhaushalt – Mit den 
BürgerInnen rechnen, Forum Kommunalpolitik 5/2004, S. 11.  
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Von den sechs Projektkommunen führten lediglich Emsdetten, Hilden und 

Vlotho den Bürgerhaushalt 2004 nach Beendigung des Modellprojekts fort. 

In Vlotho wurde der Bürgerhaushalt mittlerweile eingestellt, da größtenteils 

nur Ratsmitglieder tätig waren und das  Verfahren zu spät im Jahr 

stattfand. 28 

Schon zwei Jahre bevor der Startschuss in NRW gefallen ist, wurde in 

einer Kooperation zwischen der Bertelsmann Stiftung, der Hans- Böckler- 

Stiftung und der KGSt eine Arbeitsgruppe innerhalb des Netzwerkes 

„Kommunen der Zukunft“ zum „Kommunalen Bürgerhaushalt“ unter 

Federführung der baden-württembergischen Stadt Rheinstetten 

eingerichtet. Im Anschluss an das Projekt wurden die Ergebnisse in „Der 

Bürgerhaushalt – Ein Handbuch für die Praxis“ veröffentlicht.29 

In beiden Modellprojekten wurde in den Veröffentlichungen zum 

Abschluss des Projektes ein dreigeteilter Bürgerhaushalt, aufgeteilt in eine 

erste Informationsphase, einer sich anschließenden Diskussionsplattform 

zwischen Bürgern, Gemeinderäten und Stadtverwaltung und einer 

abschließenden Rechenschaftslegung über die geäußerten Meinungen 

und Vorschläge, vorgestellt. 

 

2.4 Der Bürgerhaushalt 

2.4.1 Nutzen und Ziele 

Die in Kapitel 2.1 erläuterte Pflicht zur Auslegung des Haushaltsplans 

kann nur eingeschränkt den ursprünglichen Sinn der Vorschrift, einer 

transparenten Darstellung der kommunalen Finanzen, erfüllen. Durch den 

Bürgerhaushalt sollen verschiedene Ziele auf drei Ebenen verfolgt 

werden.  

Der kommunale Haushalt soll transparent und verständlich für alle Bürger 

aufgearbeitet und dargestellt werden. Des Weiteren soll dadurch die 

Möglichkeit entstehen einen Dialog zwischen Verwaltung, Politik und 

                                            
28 Vgl. Anlage 4: Interview mit Ulrich Ammon. 
29 Vgl. Bertelsmannstiftung/ Hans-Böckler- Stiftung/ KGSt: Der Bürgerhaushalt ein 
Handbuch für die Praxis, 2002, S. 4 f. 
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Bürger herzustellen. Aus diesem Dialog soll eine Entscheidungshilfe für 

den Gemeinderat entstehen. Das Entscheidungs- und Beschlussrecht des 

Gemeinderates wird durch den Bürgerhaushalt nicht eingeschränkt. Die 

Meinung der Bürger soll als Entscheidungshilfe dienen und nicht die 

Entscheidung ersetzen. Der Bürgerhaushalt ist eine Rückkopplung 

zwischen gewählten Vertretern und Bürgern und keine Form der direkten 

Demokratie. 

Der Vorteil des Bürgerhaushaltes ist, dass sich der Haushalt nicht auf 

einzelne Bereiche beschränkt, sondern Basis der gesamten 

Kommunalpolitik ist. Durch das Festlegen von Schwerpunkten haben die 

Entscheidungen nicht nur kurzfristige Auswirkungen, sondern dadurch 

werden auch mittelfristig und langfristig Aufgabenfelder hervorgehoben.30 

2.4.2 Möglicher Verfahrensablauf 

Aufgrund der Schnittstellen zwischen der Haushaltsaufstellung und dem 

Bürgerhaushaltsverfahren werden nachstehend die jeweiligen Eckpunkte 

chronologisch in der Bürgerhaushaltsuhr eingeordnet. 

 

Abb. 5: Bürgerhaushaltsuhr 31 

                                            
30 Vgl. Bertelsmannstiftung/ Hans-Böckler- Stiftung/ KGSt: Der Bürgerhaushalt ein 
Handbuch für die Praxis, 2002, S. 9 f. 
31 Vgl. Ebenda, S. 10 f. 
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Information 

Sobald die Eckpunkte der kommunalen Finanzen bekannt sind, kann die 

erste Phase des Bürgerhaushaltes, die Informationsvermittlung der 

haushaltsrelevanten Daten an den Bürger, beginnen. Dem Bürger sollte 

vermittelt werden, woher die Mittel kommen, wofür sie ausgegeben 

werden, wo sich gesetzte Schwerpunkte befinden und wie die finanzielle 

Lage im Allgemeinen und kommunenspezifisch ist. Möglichst vielen 

Bürgern soll durch Broschüren, Zeitungsartikel, dem Internetauftritt und 

andere Informationsträger ein Überblick über die kommunalen Finanzen 

gegeben werden. Viele der Bürger sollen sich aufgefordert fühlen aktiv am 

Bürgerhaushalt mitzuwirken. 32 

 

Konsultation  

Im nächsten Schritt findet die Konsultation statt. Den Bürgern wird die 

Möglichkeit gegeben sich zu den vorgesehenen Schwerpunkten zu 

äußern und eigene Ideen und Vorschläge einzubringen. Die Anhörung der 

Öffentlichkeit, kann und soll vielfältig abgehalten werden. Neben 

öffentlichen Veranstaltungen, können die Bürger mündlich und schriftlich 

befragt werden oder es kann eine Internetplattform zum Austausch 

eingerichtet werden. 33 

 

Rechenschaft 

Die letzte Phase des Bürgerhaushalts basiert auf der Rechenschaftspflicht 

des Rates über die Verwendung der Haushaltsmittel. Dadurch können die 

Bürger das Zustandekommen der getroffenen Entscheidungen 

nachvollziehen. 

Neben der Mittelverwendung muss auch dargestellt werden, wie mit den 

Ideen und Meinungen der Bürger umgegangen wurde. 34  

                                            
32 Vgl. Bertelsmannstiftung/ Hans-Böckler- Stiftung/ KGSt: Der Bürgerhaushalt ein 
Handbuch für die Praxis, 2002, S. 12. 
33 Vgl. Ebenda, S. 12 f. 
34 Vgl. Ebenda, S. 13. 
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Übersicht der 3 Phasen 

In der ersten und dritten Phase bei Informationsvermittlung, Werbung und 

Rechenschaftsbericht ist es wichtig möglichst viele Bürger über 

verschiedene Medien zu erreichen. Bei der Konsultation ist es wichtig, 

repräsentative Meinungen zu erhalten, die auch entsprechende Qualitäten 

aufweisen.  

 

 

Abb. 6: Übersicht über die Ausgestaltung der 3 Phasen 35 

 

2.5 Entwicklung der Bürgerhaushalte  

Die Bundeszentrale für politische Bildung und die Servicestelle Kommune 

in der Einen Welt beobachten seit mehreren Jahren, die Entwicklung der 

Bürgerhaushalte in Deutschland. Neben einem seit 2008 jährlich 

erscheinenden Statusbericht über die Bürgerhaushalte in Deutschland 

wird von ihnen in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung die Internetplattform 
                                            
35 Vgl. Bertelsmannstiftung/ Hans-Böckler- Stiftung/ KGSt: Der Bürgerhaushalt ein 
Handbuch für die Praxis, 2002, S. 13. 
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http://www.buergerhaushalt.org/ betrieben. Auf der Internetplattform haben 

interessierte Bürger die Möglichkeit sich über das Thema Bürgerhaushalt 

zu informieren. Neben allgemeinen Informationen zum Thema 

Bürgerhaushalt werden aktuelle Veröffentlichungen zum Bürgerhaushalt in 

Form von Aufsätzen, Zeitungsberichten und Redaktionsbeiträgen zur 

Diskussion gestellt.  

 

In den vier seit 2008 erschienen Statusberichten wurde die jeweils aktuelle 

Entwicklung der Bürgerhaushalte aufgezeigt. Dazu werden alle 

Gemeinden, die sich in irgendeiner Weise mit dem Konzept des 

Bürgerhaushaltes beschäftigt haben, berücksichtigt. Es wurden hierzu 

sechs Kategorien festegelegt.  

Gemeinden, die sich mit dem Bürgerhaushalt beschäftigt haben, der 

Bürgerhaushalt jedoch nicht eingeführt wurde oder die Durchführung auf 

unbestimmte Zeit abgebrochen wurde, werden der Kategorie „A“ 

(abgelehnt oder Abstellgleis) zugeteilt. Liegt ein Ratsbeschluss zur 

Einführung des Bürgerhaushaltes vor, wird die Gemeinde in die Kategorie 

„B“ (Beschluss) aufgenommen. Teilweise haben sich Gemeinden dazu 

entschieden, dass sie keinen Bürgerhaushalt durchführen, sondern die 

Bürger umfassender über den Haushalt der Gemeinde informieren. Hierfür 

ist die Kategorie „I“ (Information) vorgesehen. Kategorie „E“ (Einführung) 

betrifft Gemeinden, die den Bürgerhaushalt zum ersten oder zweiten Mal 

durchführen. Die Bürger werden nicht nur über den Haushalt informiert, 

sondern können Vorschläge machen, bewerten und diskutieren. Wurde 

der Bürgerhaushalt dagegen schon öfter als zweimal durchgeführt, wird 

die Gemeinde in die Kategorie „F“ (Fortführung) eingeordnet. In der letzten 

Kategorie „D“ (Diskussion) werden Gemeinden geführt, die sich mit der 

Einführung des Bürgerhaushaltes beschäftigen, jedoch noch kein 

diesbezüglicher Ratsbeschluss vorliegt. 36   

 

 
                                            
36 Vgl. Märker, Oliver/ Rieck, Sophia: Bürgerhaushalte in Deutschland 1.Statusbericht, 
Dezember 2008, S. 2 f. 
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Im ersten Statusbericht Ende 2008 wurden sechs Kommunen der 

Kategorie „A“ zugeordnet. Bei einer dieser Gemeinden steht der 

Bürgerhaushalt seit Mitte 2009 wieder in der Diskussion. 2010 wurde der 

Bürgerhaushalt in einer weiteren Kommune abgelehnt. Die Gemeinden, 

die beschlossen hatten, einen Bürgerhaushalt einzuführen verdoppelten 

sich von vier im Jahr 2008 auf acht 2011.  

Die Zahl der Gemeinden, die einen Bürgerhaushalt eingeführt haben stieg 

zwar um 21 auf 55 Gemeinden, jedoch blieb die Zahl der Kommunen, die 

den Bürgerhaushalt öfters als zweimal durchführten bei zehn Kommunen. 

Kommunen bei denen die Information im Vordergrund steht verdoppelten 

sich von zehn auf 21. Der stärkste Anstieg ist bei der Kategorie „D“ zu 

verzeichnen. Von 2008 bis 2011 versiebenfachte sich die Anzahl der 

Kommunen, in denen ein Bürgerhaushalt zur Diskussion steht. Insgesamt 

verdreifachte sich von Dezember 2008 bis April 2011 die Anzahl der 

Gemeinden, die sich in irgendeiner Weise mit dem Bürgerhaushalt 

beschäftigt haben. 
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Abb. 7: Entwicklung der Bürgerhaushalte in Deutschland 37  

                                            
37 Eigene Darstellung auf Grundlage der von Märker, Oliver veröffentlichten 
Statusberichte 1 bis 4 
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3. Bürgerhaushalt in Ellwangen 

3.1 Die Ausgangslage in Ellwangen 

Ellwangen liegt im Osten Baden Württembergs und ist eine der drei 

großen Kreisstädte im Ostalbkreis. Nach der Eingemeindung der 

Ortschaften Pfalheim, Rindelbach, Röhlingen und Schrezheim in den 

Jahren 1972 und 1973 verteilen sich die derzeitig 24.585 Einwohner auf 

einer Gemarkungsfläche von 12.746 ha. Durch die verkehrsgünstige Lage 

im Zentrum Süddeutschlands und die direkte Anbindung an die Autobahn 

A 7 entstand in Ellwangen mit 140 ha Industriegebiet und über 1.500 

Betrieben ein in der Region einzigartiger Wirtschaftsstandort. Das 

Gewerbesteueraufkommen lag 2010 bei fast 9 Millionen Euro.38 

 

3.2 Der Gemeinderat  

Der Ellwanger Gemeinderat besteht aus 37 Stadträten und Stadträtinnen 

und dem Oberbürgermeister. Der parteilose Oberbürgermeister Karl 

Hilsenbek wurde 2011 zu seiner zweiten Amtszeit wiedergewählt.  

Sowohl bei der Gemeinderatswahl 2004, als auch 2009 wurden sieben 

Frauen in den Gemeinderat gewählt. Somit liegt die Quote, der in den 

Ellwanger Gemeinderat gewählten Frauen mit 19 Prozent knapp unter 

dem Landesdurchschnitt von Baden Württemberg der einen Anteil von 22 

Prozent aufweist. 

Mit 18 von 37 Sitzen hat die CDU die meisten Sitze und ist wie seit Jahren 

die stärkste Partei. Die Vertreter der Freien Bürger Ellwangen haben 

innerhalb der letzten vier Gemeinderatswahlen stark zugenommen. 

                                            
38 Auskunft Stadtverwaltung Ellwangen 
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Abb. 8: Sitzverteilung im Ellwanger Gemeinderat 39 

 

Im Vergleich hierzu die durch die letzten Kommunalwahlen 2009 gewählte 

durchschnittliche Zusammensetzung der Gemeinderäte in Baden 

Württemberg. 
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Abb. 9: Vergleich Gemeinderat in Ellwangen mit dem Landesdurchschnitt 
40 

 

                                            
39 Auf Grundlage der Daten des statistischen Landesamtes BW 
40 Auf Grundlage der Daten des statistischen Landesamtes BW 
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Ellwangen ist auf der Ebene des Gemeinderates überdurchschnittlich 

stark von der  CDU geprägt. Im Gegensatz zu Ellwangen sind in anderen 

Gemeinden in Baden Württemberg Ratsmitglieder der FDP, REP und 

anderer Parteien vertreten. 

 

3.3 Die Verwaltung 

Bei der Stadtverwaltung sind beim Haushaltsplan 2011 von 24,60 

Beamtenstellen 22,78 Stellen besetzt. Bei den nach dem TVÖD 

Beschäftigten sind 154,50 von 167,97 Stellen besetzt. Hinzu kommen 

noch 24,00 durch Beamtenanwärter und Azubis besetzte Stellen und die 

vier durch Ortsvorsteher besetzten Stellen. Außerdem sind bei den 

Eigenbetrieben Baubetriebshof und Abwasserbeseitigung 65,97 Stellen 

durch Beschäftigte und Auszubildende besetzt. 41 

 

3.4 Die kommunale Finanzsituation 

3.4.1 Schulden 

Die Stadtverwaltung Ellwangen und ihre Eigenbetriebe Baubetriebshof 

und Abwasserbeseitigung hatten zum 31.12.2010 Schulden in Höhe von 

15,73 Millionen Euro. Umgerechnet auf eine Einwohnerzahl von 24.685 

zum 30.06.2010 waren pro Einwohner Schulden in Höhe von 637 € 

gemacht worden. Als Schulden wurden Kredite, Wertpapierschulden und 

Kassenkredite in nicht konsolidierter Form angesetzt. Der vergleichbare 

Landesdurchschnitt bei den Schulden der Gemeinden und ihrer 

Eigenbetriebe lag um 78 Prozent höher bei 1134 € Schulden pro 

Gemeindeeinwohner. 42 

                                            
41 Vgl. Haushaltsplan 2011 der Stadt Ellwangen 
42 Auf Grundlage der Daten des statistischen Landesamtes BW 
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3.4.2 Haushalt 

Für das Haushaltsjahr 2011 wurden im Haushaltsplan der Stadt Ellwangen 

Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je 45.740.610 € festgesetzt. 

Davon wurden für den Verwaltungshaushalt 40.368.758 € und für den 

Vermögenshaushalt 5.371.852 € festgesetzt. Zusammen mit den 

Ellwanger Eigenbetrieben beträgt das komplette Haushaltsvolumen 2011 

56.117.106 €. Für 2011 war eine Neuverschuldung von 1.510.294 € 

geplant. Haupteinnamequelle im Verwaltungshaushalt sind die 

Gewerbesteuer und der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer mit 

insgesamt 43,87 Prozent sowie die Finanzzuweisungen beziehungsweise 

Ausgleichsleistungen mit 21,24 Prozent. Ausgaben für Personal und 

Betriebs- und Verwaltungskosten machen 53,59 Prozent der Ausgaben 

des Verwaltungshaushaltes aus. Hinzu kommen im Verwaltungshaushalt 

Ausgaben für den Finanzausgleich und die Kreisumlage in Höhe von 

33,92 Prozent. 43 

 

3.5 Vergleichbare Bürgerhaushalte in Deutschland 

Da das Bürgerhaushaltsverfahren in Deutschland nur in wenigen 

Kommunen durchgeführt wird, sind im Vorfeld der Einführung eines 

Bürgerhaushaltes die Kommunen mit mehrjähriger Erfahrung mit dem 

Umgang eines partizipativen Haushaltes von besonderer Bedeutung.  

Die in den Statusberichten genannten Bürgerhaushalte die mindestens ein 

Bürgerhaushaltsverfahren zum dritten Mal durchgeführt haben 

beschränkte sich im April 2011 auf zehn Bürgerhaushalte 

deutschlandweit.  

                                            
43 Vgl. Haushaltsplan 2011 der Stadt Ellwangen 
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Abb. 10: Einwohnerübersicht der fortgeführten Bürgerhaushalte 44 

 

Lage 

Von den zehn Bürgerhaushalten befinden sich mit Berlin-Marzahn, Berlin 

Lichtenberg und Potsdam drei im Raum Berlin Brandenburg. Der 

Schwerpunkt von Haushalten mit Bürgerbeteiligung befindet sich mit Bad 

Honnef, Emsdetten, Hilden und Bonn in Nordrhein Westfalen. Hinzu 

kommen zwei Bürgerhaushalte der Gemeinden Bad Wildungen und Groß-

Umstadt in Hessen und einer in   Rheinstetten in Baden Württemberg 

 

Bevölkerung 

Sechs der zehn Kommunen haben zwischen 17.000 und fast 56.000 

Einwohner. Für Ellwangen sind Bürgerhaushalte mit ähnlichen 

Rahmenbedingungen interessant, deswegen wird sich im nachstehenden 

Vergleich auf Kommunen beschränkt, die mindestens die Hälfte, aber 

nicht mehr als doppelt so viele der Einwohner Ellwangens haben. 

Ellwangen hat ca. 25.000 Einwohner, deshalb werden die Gemeinden von 

Bad Wildungen mit ungefähr  17.400 bis Emsdetten mit knapp über 

35.000 Einwohnern in die Betrachtung mit einbezogen. Hilden hat über 

55.000 Einwohner und wird deshalb ausgeschlossen.   

                                            
44 Eigene Darstellung auf Grundlage Märker, Oliver: Bürgerhaushalte in Deutschland 4. 
Statusbericht, April 2011 und Daten der statistischen Landesämtern 
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Finanzen 

Neben der Bevölkerung werden die finanziellen Möglichkeiten der 

Kommunen als  wesentlichste Grundlage eines Bürgerhaushaltes zum 

31.12.2010 aufgezeigt. In dieser Betrachtung wird sich auf die 

Haushaltsgröße und den Schuldenbetrag beschränkt. Da einige 

Gemeinden für bestimmte Bereiche Eigenbetriebe gegründet haben, 

werden die Eigenbetriebe zum Kernhaushalt dazugezählt.  

Als großer und fixer Posten, werden die Personalaufwendungen 

gesondert aufgeführt.  

  
Kommune Einwohner 

(EW) 
Gesamthaushalt 

(HH) 
Schulden Personal-

Aufwendungen 
     in 1.000 €  
1 Bad Wildungen  17.400 39.000 47.700 11.300 
2 Rheinstetten 20.600 53.000 6.900 9.800 
3 Groß- Umstadt 21.300 34.000 10.500 8.500 
4 Bad Honnef 25.200 43.000 72.100 9.400 
5 Emsdetten 35.500 64.000 48.300 13.500 

6 Ellwangen 24.700 56.000 15.700 10.500 
 

Tab. 1: Übersicht über finanzielle Möglichkeiten in Bürgerhaushalten 45 

 

Um die Gemeinden zu vergleichen, werden die Schulden und die 

Personalaufwendungen ins Verhältnis zum Haushaltsvolumen und ins 

Verhältnis zu den Einwohnern gesetzt.  

  
Kommune Schulden / 

HH 
Personal / 

HH 
Schulden / 

EW 
Personalkosten/ 

EW 
      in € 
1 Bad Wildungen  1,223 0,29 2741 649 
2 Rheinstetten 0,130 0,18 335 476 
3 Groß- Umstadt 0,309 0,25 493 399 
4 Bad Honnef 1,677 0,22 2861 373 
5 Emsdetten 0,755 0,21 1361 380 

6 Ellwangen 0,280 0,19 636 425 
 

Tab. 2: Übersicht über gebildete Finanzkennzahlen 46 

 

Für den Schuldenvergleich wird außerdem noch das regionale Umfeld, 

beschränkt auf das  jeweilige Bundesland, zum Vergleich herangezogen. 

                                            
45 Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der statistischen Landesämtern 
46 Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der statistischen Landesämtern 
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Bundesland Gemeinde Schulden in Euro je Einwohner 

Nordrhein-Westfalen  3202 
 Bad Honnef 2861 
 Emsdetten 1361 
Hessen  1695 
 Bad Wildungen 2741 
 Groß-Umstadt 493 
Baden-Württemberg  1134 
 Rheinstetten 335 
 Ellwangen 636 

 

Tab. 3: Schulden im Landesvergleich 47 
 

Die ermittelten Kennzahlen sind sehr unterschiedlich, es gibt keine 

Anzeichen dafür, dass Bürgerhaushalte nur unter bestimmten finanziellen 

Einflüssen durchgeführt werden können.  

 

Die baden-württembergische Gemeinde Rheinstetten hat die wenigsten 

Schulden und die geringsten Personalkosten im Verhältnis zum 

Gesamthaushalt. Rheinstetten hat mit nur knapp sieben Millionen nicht nur 

die geringste Verschuldung, sondern auch pro Einwohner wurde mit 335 

Euro die geringste Verschuldungsquote erreicht. Im regionalen Vergleich 

hat Rheinstetten nur knapp ein Drittel der durchschnittlichen Verschuldung 

pro Einwohner. Lediglich im Bereich der Personalkosten gibt es 

Gemeinden mit Bürgerhaushalten, die pro Einwohner geringere 

Personalkosten haben.  

In Bad Wildungen sind die Schulden 8 Millionen höher, als das gesamte 

Haushaltsvolumen. Sowohl bei der Verschuldungsquote pro Einwohner, 

die über ein Drittel über dem Landesdurchschnitt liegt, als auch bei den 

Personalkosten mit 649 Euro pro Einwohner werden Höchstwerte erzielt. 

Bad Honnef hat die höchste Pro-Kopf-Verschuldung mit 2861 Euro, die 

aber unter dem Landesdurchschnitt von NRW liegt und versucht die 

Verwaltung mit sehr geringen Personalkosten von 373 Euro pro 

Einwohner zu führen. 

Groß-Umstadt und Emsdetten liegen bei der Verschuldung unterm 

jeweiligen Landesdurchschnitt. Auch haben die beiden Kommunen mit 
                                            
47 Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der statistischen Landesämtern 
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380 bzw. 399 Euro für die Verwaltung ähnliche Personalaufwendungen 

pro Kopf. Emsdetten hat jedoch eine dreifach höhere Pro- Kopf-

Verschuldung, als Groß-Umstadt. 

Bürgerhaushalte wurden also sowohl in sehr gut wirtschaftenden 

Gemeinden, wie Rheinstetten, als auch in hochverschuldeten Gemeinden, 

wie Bad Honnef und Bad Wildungen wiederholt durchgeführt. 

Die zwei hochverschuldeten Gemeinden Bad Honnef und Bad Wildungen 

ausgenommen, liegt Ellwangen wie Groß-Umstadt in einem Bereich 

zwischen Rheinstetten und Emsdetten. 

 

Gemeinderat 

Aufgrund der im Grundgesetz geregelten Finanzhoheit der Gemeinden ist 

der Gemeinderat Hauptentscheidungsorgan bei der Festsetzung des 

Haushaltsplans.  In Artikel 28 Absatz 1 Grundgesetz ist geregelt, dass den 

Gemeinden das Recht gewährleistet ist, alle Angelegenheiten der 

örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung 

zu regeln. „Die Gewährleistung der Selbstverwaltung umfasst auch die 

Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung.“ 48 

 

0,0%

10,0%

20,0%

30,0%

40,0%

50,0%

60,0%

70,0%

Ba
d 
W
ild
un
ge
n 

R
he
in
st
et
te
n

G
ro
ß-
 U
m
st
ad
t

Ba
d 
Ho
nn
ef

Em
sd
et
te
n

E
llw
an
ge
n

Wahlbeteiligung

durchschnittliche
Wahlbeteiligung im
jeweiligen Bundesland

CDU 

SPD

 

Abb. 11: Wahlbeteiligung und Anteil von CDU und SPD 49 

                                            
48 Artikel 28 Absatz 2 Satz 3 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 
23.05.1949 zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.07.2010 m.W.v. 27.07.2010 
49 Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der statistischen Landesämtern 
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Im Schaubild werden die Wahlbeteiligung bei den letzten 

Kommunalwahlen zum Gemeinderat und die Stimmenverteilung zwischen 

CDU und SPD dargestellt. In NRW und BW wurden die letzten 

Kommunalwahlen 2009 durchgeführt, in Hessen 2011. 

Die größten Unterschiede bei der Wahlbeteiligung sind im hessischen Bad 

Wildungen, hier haben durchschnittlich 5 Prozent weniger Bürger an der 

Wahl teil genommen und in Emsdetten, hier haben mit 60,9 Prozent der 

Bürger über 8 Prozent mehr als der Landesdurchschnitt an der Wahl zum 

Gemeinderat beteiligt. Die unterdurchschnittliche Wahlbeteiligung könnte 

auf die hohe Verschuldung und der damit verbundenen Unzufriedenheit 

zurück zu führen sein. Die hohe Wahlbeteiligung in Emsdetten zeugte von 

einem großen Beteiligungsinteresse. Bei vier der fünf Gemeinden mit 

mehreren bereits durchgeführten Bürgerhaushalten hat die CDU die 

Mehrheit im Gemeinderat. Nur in Groß-Umstadt hat die SPD 20 Prozent 

mehr Stimmen bekommen als die CDU.  

 

3.6 Bürgerhaushalt Emsdetten 

Im Vergleich zu Ellwangen hat lediglich der Gemeinderat von Emsdetten 

eine ähnlich starke CDU Fraktion. In Ellwangen ist jedoch die SPD hinter 

CDU, FW-FBE und Grünen nur die viert stärkste Kraft.  

Die Gemeinderäte sind mit 38 Mitgliedern in Ellwangen und 39 Mitgliedern 

in Emsdetten annähernd gleich groß. Die großen CDU Fraktionen 

verfehlten bei den letzten Kommunalwahlen 2009 in Ellwangen mit 48,6 

Prozent und in Emsdetten mit 46,9 Prozent jeweils die absolute Mehrheit.  

Die hohe Wahlbeteiligung in Emsdetten von 60,9 Prozent bei den letzten 

Kommunalwahlen 2009 und die damit verbundene Wiederwahl der CDU 

als stärkste Kraft zeigen neben dem Partizipationsinteresse der Bürger, 

dass die Bürgerschaft mit den Entscheidungen von Verwaltung und 

Gemeinderat sehr zufrieden sind. Der regierende Bürgermeister wurde 

ebenfalls 2009 mit 63 Prozent der  abgegebenen Stimmen zum zweiten 

Mal von der Bevölkerung wiedergewählt 



Seite 32 

Emsdetten nahm am Modellprojekt „Kommunaler Bürgerhaushalt“ in 

Nordrhein Westfalen mit Start Ende 2000 teil. Der erste Bürgerhaushalt 

wurde 2002 eingeführt. Seither gab es in regelmäßigen Abständen einen 

Bürgerhaushalt. Schon vor dem Bürgerhaushalt gab es in Emsdetten 

unter dem Namen „Stadt machen“ eine umfangreiche Bürgerbeteiligung. 

Der langjährige Bürgermeister Georg Moenikes von Emsdetten wurde 

über einen Fragebogen zum Thema Bürgerhaushalt in Emsdetten befragt.  

Georg Moenikes 1999 zum Bürgermeister von Emsdetten gewählt, wurde 

2004 und 2009 wiedergewählt. Bei den Fragen an den Bürgermeister ging 

es vor allem darum, zu ermitteln, wie sich der Bürgerhaushalt im Rahmen 

der Emsdettenkonferenz entwickelte. Der Fragebogen bestand aus elf 

offenen Fragen. Der Fragebogen wurde Anfang Dezember per E-Mail 

direkt an den Bürgermeister gesendet, welcher die Fragen innerhalb eines 

halben Tages beantwortete. 

 

3.7 Der Bürgerhaushalt aus Sicht des Bürgermeisters 

Emsdetten hat ein Haushaltsvolumen von 66 Millionen Euro im 

Ergebnisplan und 58 Millionen im Finanzplan. Für Freiwilligkeitsleistungen 

können knapp zwei Millionen ausgegeben werden.  

Der Bürgerhaushalt in Emsdetten entwickelte sich seit seiner Einführung 

2002 weiter zur Emsdettenkonferenz und ist jetzt zehn Jahre später ein 

fester Beratungsprozess in der Kommunalpolitik. Gründe für die 

Einführung des Bürgerhaushaltes waren neben der Schaffung von 

Transparenz bei Entscheidungen und in der Übersicht des finanziellen 

Rahmens,  das Bilden einer Diskussionsgrundlage, wodurch Bürger die 

Möglichkeit hatten den Rat zu beraten. 

Die Emsdettenkonferenz ist die Fortentwicklung des Bürgerhaushaltes, bei 

der nicht nur auf die reinen Finanzzahlen eingegangen wird, sondern auch 

über die zugrundeliegenden Projekte diskutiert wird.  

Das Interesse am Bürgerhaushalt als neue Form der Bürgerbeteiligung 

schwächte sich über die Jahre ab.  Bei den in den letzten Jahren 
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durchgeführten Infoveranstaltungen nahmen regelmäßig 80 – 90 Bürger 

teil. Neben den Infoveranstaltungen besteht die Möglichkeit sich über 

Broschüren und den Internetauftritt über den Bürgerhaushalt zu 

informieren. Die Zahl der Personen, die diese Angebote nutzen, wird nicht 

gezählt.  

Bei der Emsdettenkonferenz werden in einer öffentlichen Veranstaltung 

von der Verwaltung Schwerpunkte vorgestellt, zu denen die Bürger ihre 

Meinung äußern können. Außerdem werden in einer rund 20seitigen 

Haushaltsbroschüre die wichtigsten haushaltsrelevanten Eckpunkte 

anschaulich dargestellt und die Einnahmen und Ausgaben einzelner 

Bereiche ausführlich aufgeschlüsselt. Die Bürger besitzen kein 

Entscheidungsrecht über einen bestimmten Mitteleinsatz, sondern können 

zu bestimmten Bereichen Vorschläge äußern. 

Je nach Schwerpunktthema ergeben sich Änderungen in der Struktur der 

teilnehmenden Bürger. Ein bunter Querschnitt aus der Bürgerschaft bleibt 

jedoch erhalten.  

Die durchschnittlichen Kosten in Höhe von 50 Cent pro Einwohnern bzw. 

17.000 – 18.000 pro durchgeführten Bürgerhaushalt sind nach Ansicht des 

Bürgermeisters sinnvolle Kosten der Demokratie, die an anderer Stelle 

ohne zu zögern ausgegeben werden. Der Bürgermeister sieht im 

Bürgerhaushalt keine Vorteile gegenüber anderen Beteiligungsverfahren. 

Das Bürgerhaushaltsverfahren ist für ihn jedoch besonders interessant, 

um die Bürgerschaft über städtische Finanzen zu informieren und mit ihr 

darüber diskutieren. 

 

Das Fazit des Bürgermeisters zur Entwicklung des Bürgerhaushaltes ist: 

 

„Der BüHH ist ein gesetzter Beratungsprozess im kommunalpolitischen 

Terminkalender, muss aber von mir als BM immer wieder angestoßen 

werden und würde anderenfalls vielleicht nicht mehr existieren.“ 50 

                                            
50 Vgl. Anlage 3, Zitat des Bürgermeister von Emsdetten, Dezember 2011 
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3.8 Ellwanger Stadtleitbild 

Im Jahr 1999 wurde für Ellwangen das erste Stadtleitbild entwickelt. Der 

damalige Oberbürgermeister Dr. Hans-Helmut Dieterich nannte in seiner 

Einführung zu den Ergebnissen des Stadtleitbilds als Grund für ein 

Stadtleitbild, die Möglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger sich an 

Planungsprozessen zu beteiligen, die über die gesetzlich vorgeschriebene 

Beteiligung hinaus gehen. Ziel war es neue Ideen zu entwickeln und das 

Interesse am städtischen Geschehen zu steigern. Auf Grundlage einer 

repräsentativen Umfrage vom Jahresanfang 1999 wurden mit rund 100 

Bürgern vier Arbeitsgruppen zu den Themenfelder Stadtgestaltung mit 

Umwelt und Verkehr, Wirtschaft und Tourismus, Gesundheit und Soziales 

und Kultur mit Bildung und Sport gebildet. 51  

Eine Leitbildkommission angeführt durch den Oberbürgermeister und die 

Fraktionsvorsitzenden von SPD, FBE, CDU und Bündnis 90/Die Grünen 

hat die durch die Arbeitsgruppen formulierten Ziele in einen ganzheitlichen 

Rahmen gestellt. In den Arbeitsgruppen wurden in Zusammenarbeit von 

Stadtverwaltung, Bürgerschaft und Kommunalpolitikern die Stärken der 

einzelnen Bereiche aufbereitet und die zu erreichende Ziele festgelegt.  

2005 wurde vom Gemeinderat beschlossen das Stadtleitbild fortzuführen 

und für die eingemeindeten Ortschaften Pfahlheim, Röhlingen, Rindelbach 

und Schrezheim eigene Ortschaftsleitbilder auszuarbeiten.  

Von 1999 bis 2005 wurden etliche im Stadtleitbild angesprochene 

Maßnahmen umgesetzt. So wurden zum Beispiel einige Schulen und 

Hallen renoviert, umgebaut und erweitert, das Industriegebiet in Neunstadt 

wurde vergrößert und  durch die Parkpalette am Schönen Graben wurden 

innenstadtsnahe  Parkplätze geschaffen.52  

Wurden 1999 die Ziele nur auf Grundlage der Stärken der einzelnen 

Bereiche festgelegt, wurden 2005 auch die Schwächen in den Bereichen 

aufgezeigt.  

                                            
51 Stadt Ellwangen: Stadtleitbild Ellwangen – Stadt mit Geschichte, Stadt mit Zukunft, 
1999 
52 Stadt Ellwangen: Stadtleitbild Ellwangen – Stadt mit Geschichte, Stadt mit Zukunft, 
2006 
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Außerdem wurden für die Stadt Ellwangen neun und für die vier 

Ortschaften je zwei Leitbildprojekte mit Paten festgelegt. 

In den von der Stadt Ellwangen herausgegebenen Broschüren zum 

jeweiligen Stadtleitbild wird die Zielsetzung sowohl mit konkreten, als auch 

allgemeinen Zielen zu jedem Bereich aufgezeigt. Jedoch ist aus den 

Broschüren nicht ersichtlich, wer die vorgegebenen Ziele wie erreichen 

soll und welche Mittel zur Verwirklichung zur Verfügung stehen. In der 

Fortführung des Stadtleitbildes 2006 wurden deshalb neben den 

Zielsetzungen in den einzelnen Bereichen 17 konkretere Leitbildprojekte 

mit Paten als Ansprechpartner genannt. Lediglich bei der Integration von 

Neubürgern in Röhlingen und bei der Dorf- und Landschaftsbegrünung in 

Pfahlheim wurde in der Veröffentlichung kein Pate genannt. Bei der 

Fortführung des Stadtleitbildes fielen Kosten von ca. 14.000 Euro an. 

Nicht mitgezählt sind die Kosten und Aufwendungen innerhalb der 

Verwaltung. 

 

3.9 Die Vorstellung des Bürgerhaushaltes 

Als Studierender des Studienganges der Allgemeinen Finanzverwaltung 

musste ich gemäß § 13 Absatz 3 Nummer 3 der APrOFin gD einen 

praktischen Ausbildungsabschnitt im Bereich des Finanzmanagements 

abdecken. Diesen Bereich leistete ich vom 17.03.2011 bis zum 

27.05.2011 in der Stadtkämmerei der Stadt Ellwangen ab. In dieser Zeit 

wurde mir vom Stadtkämmerer Herr Senger die Aufgabe übertragen, 

Informationen zum Bürgerhaushalt zusammenzustellen und eine 

Ausarbeitung zu erstellen, wie eine Umsetzung in Ellwangen erfolgen 

könnte. Hintergrund dieser Aufgabe war die Anfrage eines 

Gemeinderatsmitgliedes, inwieweit und wie ein Bürgerhaushalt in 

Ellwangen eingeführt werden könnte. 

Bei der Ausarbeitung wurde auf das Zustandekommen des ersten 

Bürgerhaushaltes in der südbrasilianischen Stadt Porto Alegre 

eingegangen und die Untersuchungen der europäischen Bürgerhaushalte 
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durch das deutsch-französische Centre Marc Bloch Forschungsinstitut 

dargestellt. Daneben wurden anhand des Leitfadens „Kommunaler 

Bürgerhaushalt“ der vom Innenministerium von NRW in Zusammenarbeit 

mit der Bertelsmann Stiftung herausgegeben wurde und einer vom 

Bildungszentrum für politische Bildung bereits erfolgreichen Einführung 

eines Bürgerhaushaltes in Berlin die Möglichkeiten für die Stadt Ellwangen 

aufgezeigt.  

Es wurde vorgeschlagen den Bürgerhaushalt in das Ellwanger Stadtleitbild 

mit einzubeziehen. Nach der Definition von Sintomer wäre dies kein 

Bürgerhaushalt, da nach seiner Definition der Bürgerhaushalt nicht mit 

einem bestehenden Verfahren verknüpft werden darf, sondern ein 

eigenständiges Verfahren darstellt. Jedoch könnte man auf Grundlage des 

bereits bestehenden Leitbildes den interessierten Bürgern die 

kommunalen Finanzen als Grundlage der finanziellen Möglichkeiten 

veranschaulichen.53 

Die Zusammenstellung wurde an alle Ratsmitglieder verteilt und am 7. Juli 

2011 wurde vor dem Verwaltungsausschuss der Stadt Ellwangen in einer 

öffentlichen Sitzung die Ausarbeitung zum Thema Bürgerhaushalt in einer 

20minütigen Präsentation vorgestellt. Bei der anschließenden 

Abstimmung wurde die Einführung eines kommunalen Bürgerhaushaltes 

abgelehnt. Bei drei Enthaltungen gab es vier Stimmen für die Einführung 

des Bürgerhaushaltes und acht Stimmen, die gegen eine Einführung 

waren.  

 

                                            
53 Vgl. Bölstler, David: „Kommunaler Bürgerhaushalt in Ellwangen“ Stand April 2011  
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4. Befragung des Ellwanger Gemeinderates 

4.1 Die Methode der Befragung  

Die Befragung erfolgte durch einen Fragebogen mit offenen und 

geschlossenen Fragen. Dadurch sollte die Möglichkeit gegeben sein, dass 

man zum Einen die Antworten der Ratsmitglieder vergleichen konnte, zum 

Anderen sollten die Befragten die Möglichkeit haben auch über die 

vorgegebenen Fragen und Auswahlmöglichkeiten Ihre Meinung zur 

Beteiligung der Bürgerschaft kund zu tun. Durch den Fragebogen sollte 

die Meinung des gesamten Gemeinderates im Hinblick auf 

Bürgerbeteiligung bei der Stadt Ellwangen, Vor- und Nachteile des 

Bürgerhaushaltes, Gründe für die Entscheidung und die weitere 

Vorgehensweise nach Ablehnung des Bürgerhaushaltes ermittelt werden.  

Die Fragen 1 und 2 zielten auf die allgemeine Bedeutung von 

Bürgerbeteiligung in Ellwangen ab. Bei Frage 3 war die Wertung von 

verschiedenen Fakten und Behauptungen zum Thema Bürgerhaushalt 

erforderlich. Durch die Fragen 4 bis 8 wurden die Gründe erfragt, die für 

die Entscheidung „Für“ oder „Gegen“ die Einführung des 

Bürgerhaushaltes im Verwaltungsausschuss bzw. im Fragebogen 

ausschlaggebend waren. Die Fragen 9 bis 11 waren auf die Folgen der 

Ablehnung des Bürgerhaushaltes gerichtet. Während die Fragen mit 

direktem Bezug zum Bürgerhaushalt mit vorgegebenen 

Auswahlmöglichkeiten zu beantworten waren, hatten die Befragten die 

Möglichkeit die Fragen nach den Gründen der Ablehnung, dem weitern 

Vorgehen nach der Ablehnung und bei Bürgerbeteiligung in anderen 

Formen als in Form eines Bürgerhaushaltes frei zu beantworten. 

 

4.2 Die Befragung des Gemeinderates 

Der vorbereitete Fragenbogen wurde über die Geschäftsstelle des 

Gemeinderates an die Mitglieder des Gemeinderates der Stadt Ellwangen 

verteilt. Die Mitglieder des Gemeinderates hatten von Anfang Dezember 
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bis zum 23.12.2011 drei Wochen Zeit, den Fragebogen zurückzusenden 

und Fragen bezüglich des Fragebogens und der Bachelorarbeit zu stellen. 

Bis zum Ablauf der Frist sind nur sechs ausgefüllte Fragebögen bei der 

Geschäftsstelle des Gemeinderates eingegangen. Auch später wurden 

keine weiteren Eingänge von Fragebögen verzeichnet. 

 

4.3 Gründe für die geringe Anzahl an ausgefüllten 

Fragebögen 

Verwunderlich war die geringe Anzahl an ausgefüllten Fragebögen. Mit 

sechs Fragebögen hatten nur 15,8 Prozent der Mitglieder des 

Gemeinderates geantwortet. Den Angaben zu Folge waren davon 50 

Prozent bei der Vorstellung im Verwaltungsausschuss anwesend.  

Die geringe Anzahl an Rückläufern könnte verschiedene Ursachen haben.  

Zum Einen könnte der Fragebogen aufgrund der vorweihnachtlichen Zeit 

und dem bevorstehenden Jahresabschluss in den Hintergrund geraten 

sein, zum Anderen vergingen zwischen der Vorstellung des 

Bürgerhaushaltes und der Befragung im Rahmen der Bachelorarbeit fünf 

Monate. Aufgrund der Ablehnung des Bürgerhaushaltes bei der 

Abstimmung Anfang Juli 2011 könnte die Befragung vielen Mitgliedern 

überflüssig erschienen sein, da sie mit dem Ergebnis der Abstimmung 

zufrieden sind und sie die Beantwortung des Fragebogens als unnötig 

hohen zeitlichen Aufwand ansahen.  

 

4.4 Die Auswertung der Fragebögen 

Durch die geringe Anzahl an Rückläufern besitzt jeder eingegangene 

ausgefüllte Fragebogen ein hohes Gewicht. Jeder der sechs Fragebogen 

hat eine Gewichtung in Höhe von 16,67 Prozent. Die Fragebögen waren 

alle gut leserlich und vollständig ausgefüllt, lediglich bei einer Frage gab 

es bei einem Adressaten ein Verständnisproblem.   
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4.4.1 Relevanz der Bürgerbeteiligung  

Während Bürgerbeteiligung für vier Befragte wichtig oder sehr wichtig ist, 

hält ein Ratsmitglied Bürgerbeteiligung für überhaupt nicht wichtig.  

50 Prozent der Befragten gaben an, dass Bürgerbeteiligung für Ihre 

Fraktion sehr wichtig ist, die restlichen 50 Prozent verteilten sich in der 

Mitte zwischen wichtig und nicht wichtig.  

Bürgerbeteiligung für die Stadt Ellwangen stuften drei Mitlieder als wichtig 

oder sehr wichtig ein, zwei Befragte waren hingegen anderer Meinung und 

fanden, dass Bürgerbeteiligung für die Stadt Ellwangen unwichtig  ist. Eine 

Person hatte die Frage nicht auf die Stadt, sondern auf die 

Stadtverwaltung bezogen, diese Antwort wird deshalb hier nicht 

berücksichtigt. 

Bürgerbeteiligung wird überwiegend als wichtig eingestuft. 

Beim Vergleich der einzelnen Fragebögen zeigt sich, dass die Wichtigkeit 

für die Befragten in den drei einzelnen Fragen ähnlich ausfällt. Die 

Wichtigkeit der Bürgerbeteiligung für die Fraktion wurde von zwei 

Personen als wichtiger angegeben, als Sie Bürgerbeteiligung für sich 

selbst einstuften.  

 

Vier  der Befragten wünschen sich für die Zukunft mehr Bürgerbeteiligung. 

Ein Mitglied findet den derzeitigen Kontakt zu den Ratsmitgliedern 

ausreichend.  

Die Gründe für mehr Bürgerbeteiligung sahen unterschiedlich aus. 

Bürgerbeteiligung wird als Urrecht des mündigen Bürgers 

wahrgenommen. Zwei Mitglieder wünschen sich mehr Bürgerbeteiligung, 

die wohldosiert und nach sorgfältigster Vorbereitung stattfindet. Ein 

Ratsmitglied sieht in einer höheren Bürgerbeteiligung neben mehr 

Identifikationsmöglichkeiten mit der Stadt und den politischen 

Entscheidungen vor allem die durch höheres Engagement der 

Bürgerschaft hervorgerufene Kreativität als Bereicherung für die Stadt. 

 



Seite 40 

4.4.2 Wertigkeit von Behauptungen  

Nach Ansicht der Hälfte der Befragten führt der Bürgerhaushalt zu mehr 

Akzeptanz von politischen Entscheidungen, dem Abbau von 

Politikverdrossenheit und einem besseren Informationsstand der Bürger.  

Diese Befragten sind nach eigenen Angaben für die Einführung des 

Bürgerhaushaltes. 

Die andere Hälfte verteilte sich bei diesen drei Behauptungen zwischen 

einer neutralen Betrachtung und Ablehnung. Während bei der 

Behauptung, dass der Bürgerhaushalt zu mehr Akzeptanz führt, die 

Stimmen gleichmäßig verteilt sind, stimmten weniger dem Abbau von 

Politikverdrossenheit zu und dem besseren Informationsstand stimmten 

sie noch weniger zu. 

Keiner der Befragten sieht im Bürgerhaushalt eine Entlastung der Stadt 

von Aufgaben und Ausgaben.  

Bei der Frage nach einer gesteigerten Anspruchserwartung an Politik und 

Verwaltung nach der Einführung des Bürgerhaushaltes lagen die 

Antworten gleichmäßig verteilt im mittleren Bereich der Zustimmung. 

Der Vermeidung von Fehlinvestitionen und Fehlentscheidungen wollte 

niemand zustimmen. 

Die Gefahr, dass sich bei einem Bürgerhaushalt immer dieselben 

Personen beteiligen, wurde sehr unterschiedlich gesehen. Die Bandbreite 

reichte ohne Schwerpunkt von voller Zustimmung bis zur totalen 

Ablehnung.  

Zwei Drittel der Befragten sehen in einem Bürgerhaushalt einen hohen 

zeitlichen Aufwand für Politik und Verwaltung. Ein Drittel stimmte dieser 

Behauptung nicht zu. Eine ähnliche Verteilung gibt es auch bei der Frage 

nach den Verfahrensausgaben. Dieselben Personen, die den zeitlichen 

Aufwand als nicht zu groß ansehen, sehen auch die Verfahrensausgaben 

als nicht zu hoch an. 2 Personen befanden, dass der zeitliche Aufwand 

eher zu hoch sei, als, dass die Ausgaben zu hoch seien. 
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Alle Befragten stimmten mehr oder weniger voll zu, dass der 

Bürgerhaushalt zur Durchsetzung von Gruppeninteressen missbraucht 

werden könnte. 

Keiner sieht im Bürgerhaushalt eine direkte Gefährdung der 

repräsentativen Demokratie.  

Die Frage nach der Qualität der Mitsprache der Bürger wird sehr 

unterschiedlich gesehen. Die Antworten deckten die Bandbreite ohne 

Schwerpunkt von der vollen Zustimmung, dass die Bürger zu uninformiert 

seien, bis zur totalen Ablehnung dieser Behauptung, ab. 

 

4.4.3 Abstimmung „Für“ – „Gegen“ den Bürgerhaushalt 

Von den Befragten hatten nur drei der sechs Personen an der 

Abstimmung im Verwaltungsausschuss des Gemeinderates am 7.Juli 

2012 teilgenommen. Von den Teilnehmern an der Abstimmung sprachen 

sich zwei Personen gegen die Einführung aus und eine Person dafür.  

Insgesamt sprachen sich drei Personen gegen eine Einführung des  

Bürgerhaushaltes aus und drei sind für eine Einführung. Keiner enthielt 

sich bei der Frage nach der Einführung des Bürgerhaushaltes. 

4.4.4 Information zum Bürgerhaushalt 

Sowohl die Zeitung als auch die Ausarbeitung „Kommunaler 

Bürgerhaushalt in Ellwangen“ diente fünf der sechs Befragten zur 

Informationsgewinnung zum Thema Bürgerhaushalt. Jeder der Befragten 

hatte sich entweder über Zeitungsberichte oder die Ausarbeitung 

informiert. Nur zwei der Befragten hatten Kontakt mit Personen, die sich 

an bereits bestehenden Bürgerhaushalten beteiligen. Eine Person hat sich 

darüber hinaus über das Studium politischer Wissenschaften zum 

Bürgerhaushalt informiert. Die Informationen der Gegner kamen aus 

Zeitungsartikeln und der Ausarbeitung „Kommunaler Bürgerhaushalt in 

Ellwangen“. 
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4.4.5 Gründe der Entscheidung 

 
Gegner des Bürgerhaushaltes 

Von allen Gegnern des Bürgerhaushaltes wurden als Gründe für die 

Ablehnung  zum Einen die hohen Kosten und der große Aufwand in 

Verwaltung und Politik genannt und zum Anderen wird die Kommunikation 

mit der Bürgerschaft als gut eingestuft. Von zwei Gegnern wurde 

außerdem als entscheidender Grund genannt, dass Bürgerhaushalte 

nichts bringen. Diese zwei Personen wünschen sich jedoch überhaupt 

nicht mehr Bürgerbeteiligung in Ellwangen. Wichtigster Grund ist bei den 

Gegnern einstimmig die ohnehin schon gute Kommunikation zwischen 

Bürgerschaft und Ratsmitgliedern. 

 

Befürworter des Bürgerhaushaltes 

Alle Befürworter des Bürgerhaushaltes sehen durch einen Bürgerhaushalt 

eine bessere Informierung der Bürger über die Finanzsituation der Stadt 

gegeben, außerdem wollen sie eine stärkere Bürgerbeteiligung erreichen. 

Ein Befürworter hegt die Hoffnung, dass durch einen Bürgerhaushalt 

andere Ideen und neue Gestaltungsspielräume geschaffen werden und 

kommunale Entscheidungen auf eine höhere Akzeptanz treffen. Für diese 

Person ist die stärkere Bürgerbeteiligung der wichtigste Grund. Für zwei 

Befürworter ist die Informierung der Bürgerschaft über die Finanzsituation 

wichtiger.  

 

4.4.6 Reaktionen 

Nach der Abstimmung über den Bürgerhaushalt am 7. Juli 2011 wurde in 

den regionalen Tageszeitungen „Schwäbische Post“ und „Ipf- und Jagst-

Zeitung" jeweils ein Bericht über die Vorstellung des Bürgerhaushaltes 

und das Abstimmungsergebnis abgedruckt. Keiner der Befragten 

Ratsmitglieder wurde jedoch nach der Abstimmung von der Bürgerschaft 

auf den Bürgerhaushalt angesprochen. Nur ein Ratsmitglied wurde im 

Vorfeld der Abstimmung auf den Bürgerhaushalt angesprochen. 
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4.4.7 Zukünftiges Vorgehen 

Von den Befürwortern des Bürgerhaushaltes wurde ein entsprechender 

Antrag auf Weiterverfolgung des Bürgerhaushaltes in Ellwangen in den 

Haushaltsberatungen gestellt. Außerdem wurde angekündigt, dass im I. 

Quartal 2012 eine öffentliche Veranstaltung mit einem Referenten zum 

Thema Bürgerhaushalt stattfinden wird.  

 

4.4.8 Meinungen zum Stadtleitbild 

Während vier der Befragten sich mehr Bürgerbeteiligung wünschen, reicht 

zwei Personen die derzeitige Bürgerbeteiligung aus. Einer möchte die 

Bürger wie seither beteiligen, eine Person verwies auf die Erfahrungen der 

Weimarer Republik und dass Entscheidungen die von interessierten 

Minderheiten durchgesetzt werden nicht unbedingt besser sind. Zwei 

Personen möchten generell eine höhere Bürgerbeteiligung, die fallweise 

angepasst werden soll. Die übrigen Ratsmitglieder wollen die höhere 

Bürgerbeteiligung durch Bürgerbefragungen und dafür eingerichtete Foren 

erreichen. Davon sieht ein Ratsmitglied die Bürgerbefragung nur an 

zweiter Stelle hinter dem Bürgerhaushalt und vor Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheid. Der Bürgerhaushalt steht bei dieser Person an erster 

Stelle, weil dadurch Ideen der Bürger gesammelt werden können,  

langfristige Gestaltungsmöglichkeiten geschaffen werden und die 

finanzpolitischen Rahmenbedingungen für die Bürger und Bürgerinnen 

sichtbar gemacht werden. Der Bürgerschaft soll es ermöglicht werden und 

sie sollen dazu aufgefordert werden, sich zu überlegen, welche Bereiche 

mit welchen finanziellen Mitteln ausgestattet werden können. 
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4.4.9 Bürgerbeteiligung in Zukunft 

Die Personen, die sich nicht mehr Bürgerbeteiligung in Ellwangen 

erwünschen, finden das Stadtleitbild in Ordnung oder stehen diesem 

positiv gegenüber. 

Von den anderen Ratsmitgliedern findet nur eine Person das Stadtleitbild 

mit der Einschränkung, dass in Zukunft eine bessere Information erfolgen 

soll um das bisher zu geringe Interesse seitens der Bürger zu steigern, 

gut. Aus den restlichen Antworten ist zu erkennen, dass das Stadtleitbild 

nicht lebt und zu einem Stadtleidbild mutierte. Das Stadtleitbild wird nicht 

als Beteiligungsprozess angesehen, sondern als ein „Blumenstrauß aus 

Wünschen ohne Aussicht auf Realisierung“54. Es wurde gefordert, die 

Bürger stärker zu motivieren sich am Stadtleitbild zu beteiligen und den 

Mehrwert eines möglichen Engagements den Bürgern aufzuzeigen. 

 

                                            
54 Zitat eines Befragten. 
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4.5 Ergebnis der Befragung 

Durch die geringe Zahl an zurückgesandten Fragebögen kann die 

Umfrage nicht als repräsentativ für den ganzen Gemeinderat angesehen 

werden. Es lassen sich jedoch trotzdem einige Aussagen aus der 

Befragung ableiten.   

Die Mehrzahl der Befragten findet Bürgerbeteiligung für sich, für ihre 

Fraktion und für die Stadt wichtig. Nur für eine Person ist 

Bürgerbeteiligung unrelevant. Für eine höhere Bürgerbeteiligung gibt es 

unterschiedliche Ansichten, obwohl drei Befragte für die Einführung des 

Bürgerhaushaltes sind, sieht nur eine Person den Bürgerhaushalt an 

erster Stelle.  Mit dem Bürgerhaushalt wird die Chance gesehen, dass der 

Bürger informiert wird und Entscheidungen transparenter dargestellt 

werden können. Dass durch den Bürgerhaushalt Fehlentscheidungen 

vermieden werden können und die Stadt von Aufgaben entlastet wird, wird 

von niemandem erwartet. Die größten Befürchtungen sind eine 

Gefährdung der repräsentativen Demokratie, das Durchsetzen von 

Gruppeninteressen und einen hohen zeitlichen Aufwand bei Verwaltung 

und Politik. 

Das Abstimmungsergebnis zur Einführung des Bürgerhaushaltes 

innerhalb der Befragung kann nicht auf den gesamten Gemeinderat 

übertragen werden, da anzunehmen ist, dass eher die Befürworter des 

abgelehnten Bürgerhaushaltes hierdurch ihre Meinung äußern wollten. 

Für die Gegner des Bürgerhaushaltes ist die vorhandene gute 

Kommunikation mit der Bürgerschaft wichtigster Punkt. Die Befürworter 

sehen die Darstellung der Finanzsituation am relevantesten. Nur für eine 

Person ist eine stärkere Bürgerbeteiligung am wichtigsten. 

Das Stadtleitbild wird in seiner jetzigen Form von der Mehrzahl kritisch 

gesehen.  
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6. Fazit 

Ein Bürgerhaushalt in Ellwangen wäre prinzipiell durchaus möglich. Das 

Bürgerhaushaltsverfahren lässt sich nicht an finanziellen Eckpunkten oder 

der Zusammensetzung des Gemeinderats festmachen. Auch wenn der 

Antrag auf einen Bürgerhaushalt von einem Gemeinderatsmitglied der 

SPD kam, sind die mehrjährig durchgeführten Bürgerhaushalt 

deutschlandweit größtenteils in Gemeinden in denen die CDU stärkste 

Kraft ist. Laut Aussage spielten zumindest im Fragebogen die Interessen 

der Parteien keine Rolle. 

Viele Gemeinden überlegten in den letzten Jahren den Bürgerhaushalt 

einzuführen, doch die Anzahl der Gemeinden mit schon mehreren 

durchgeführten Bürgerhaushalten verändert sich kaum. In letzter Zeit 

haben sich zwar mehrere Kommunen entschlossen einen Bürgerhaushalt 

einzuführen, inwieweit sich diese Form der Bürgerbeteiligung etabliert 

bleibt abzuwarten. 

Der Großteil der Kommunen befindet sich noch in der Diskussionsphase. 

Eine wachsende Zahl hat sich dafür entschieden über die städtischen 

Finanzen umfassender zu informieren und somit nur den ersten Schritt 

des Bürgerhaushalts auszuführen.  

Wie schon in den Modellprojekten nach der Jahrtausendwende festgestellt 

wurde, ist für einen Bürgerhaushalt entscheidend, dass Verwaltung und 

Rat hinter diesem Verfahren stehen. 

Als gemeinsames Ergebnis der Abstimmung im Verwaltungsausschuss 

und meiner Befragung ist festzuhalten, dass nur ein kleiner Teil des Rates 

hinter dem Bürgerhaushaltsverfahren steht.  

Die Befürworter sehen nach meiner Umfrage als Grund für den 

Bürgerhaushalt vor allem die Information der Bevölkerung über die 

Finanzsituation der Stadt und die damit verbundene Transparenz von 

Entscheidungen. Ein Bürgerhaushalt beinhaltet jedoch mit der 

Konsultation und Rechenschaft zwei weitere gewichtige Punkte. 
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Die reine Information der Bürger über den Haushalt könnte man ohne 

einen Bürgerhaushalt mit weniger Aufwand und Kosten durchführen. Eine 

reine Information könnte wie auch im Verwaltungsausschuss 

vorgeschlagen im Rahmen des Stadtleitbildes erfolgen. Jedoch wird das 

Stadtleitbild von den Mitgliedern des Gemeinderates durchaus kritisch 

betrachtet. 

Für mehr Bürgerbeteiligung in Ellwangen könnte man zum Einen 

versuchen das Stadtleitbild erfolgreicher auszugestalten, sodass es auf 

mehr Akzeptanz und Beteiligung bei Verwaltung,  Rat und Bevölkerung 

stößt und zum Anderen Gespräche zu zentralen und für Ellwangen 

wichtigen Themen anbieten. Diese könnten auch getrennt nach 

Gesprächen zwischen Rat, Verwaltung und Bürgerschaft oder 

Unternehmer stattfinden. Aufgrund des starken Wirtschaftsstandortes ist 

es wichtig bei einer Bürgerbeteiligung auch Rücksicht auf die 

Unternehmen zu nehmen. 
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Anlagen 

  

Anlage 1 

 
Befragung des Gemeinderates der Stadt Ellwangen im Rahmen 
der Bachelorarbeit: Der Bürgerhaushalt am Beispiel der Stadt 
Ellwangen. 
 
1. Wie wichtig ist Bürgerbeteiligung… 
Skala: 1 = Sehr wichtig – 5 = überhaupt nicht wichtig 
    1 2 3 4 5 
… für Sie          
… für Ihre Fraktion        
… für die Stadt        
 

2. Wünschen Sie sich mehr Bürgerbeteiligung in Ellwangen? 
 
Ja   Nein    
 

Begründung:      
 
2.1 Inwieweit wollen Sie Bürger in Zukunft an Entscheidungen beteiligen? 
      
 
3. Wenn Sie an den Bürgerhaushalt denken, wie bewerten Sie die 
folgenden Aussagen. 
Skala: 1 = Stimme voll zu – 5  = Stimme überhaupt nicht zu  
      1 2 3 4 5 
Der Bürgerhaushalt führt zu ...   
 

… Akzeptanz von Entscheidungen.         
… Abbau von Politikverdrossenheit.         
… einem besseren Informationsstand der Bürger.       
… Entlastung der Stadt von Aufgaben und Ausgaben.      
… Anspruchserwartungen an Politik und Verwaltung.      
… Vermeidungen von Fehlentscheidungen und  
 Fehlinvestitionen.          
… Beteiligung der immer selben Personen.         
… hohem zeitlichem Aufwand bei Politik und  
 Verwaltung.          
… hohen Verfahrensausgaben.         
… Durchsetzung von Gruppeninteressen.         
… einer Gefährdung der repräsentativen Demokratie.      
 

Bürger sind zu uninformiert um Mitreden zu können.        
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4. Haben Sie an der Abstimmung über die Einführung eines 
Bürgerhaushaltes im Verwaltungsausschuss am 7. Juli teilgenommen? 
 

Ja   Nein   
 
 

5. Wie und wo haben Sie sich über den Bürgerhaushalt informiert? 
 

 Zeitungsberichte 
 Ausarbeitung „Kommunaler Bürgerhaushalt in Ellwangen“ 
 Kontakt mit Personen, die sich an bestehenden Bürgerhaushalten 
beteiligen 
 Sonstiges:        

 

6. Wurden Sie bei der Abstimmung von Parteiinteressen geleitet? 
 

Ja    Nein   
 
7. Sind Sie „für“ oder „gegen“ die Einführung eines Bürgerhaushaltes? 
 
Für die Einführung    Gegen die Einführung   Enthalten  
 

8. Was waren die Gründe die für Ihr Urteil entscheidend waren?  
 

 a) Kosten und Aufwand in Verwaltung und Politik sind zu hoch 
 b) bessere Informierung der Bürger über die Finanzsituation der Stadt 
 c) Stärkere Bürgerbeteiligung  
 d) gute Kommunikation mit der Bürgerschaft ist ohnehin schon 

vorhanden 
 e) Bürgerhaushalte bringen nichts 
 f) Andere Gründe:       

 

8.1 Welcher Punkt ist Ihnen am Wichtigsten?  
      
 

9. Wurden Sie nach der Vorstellung des Bürgerhaushaltes von der 
Bürgerschaft auf den Bürgerhaushalt angesprochen? Wie waren die 
Reaktionen? 
      
 
 
10. Werden Sie in Zukunft die Einführung eines Bürgerhaushaltes in 
Ellwangen weiter verfolgen? Wenn ja, wie ist Ihr weiteres Vorgehen? 
      
 
 
11. In Ellwangen können sich Bürger im Rahmen des Stadtleitbildes mit 
Politik und Verwaltung austauschen. Wie stehen Sie zum Stadtleitbild und 
welche Ziele werden Sie hierbei verfolgen? 
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Anlage 2 

Frage 1.1 
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1 = Sehr wichtig – 5 = überhaupt nicht wichtig 
 

 
Frage 1.2 
 

Wie w ichtig ist Bürgerbeteiligung für Ihre 

Fraktion ?
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1 = Sehr wichtig – 5 = überhaupt nicht wichtig 
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Frage 1.3 
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Wie wichtig ist Bürgerbeteiligung für die Stadt

  
1 = Sehr wichtig – 5 = überhaupt nicht wichtig 

 
Frage 2 
 

Wünschen Sie sich mehr 

Bürgerbeteiligung ?

67%

33%

Ja

Nein
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Frage 3 
 
Bewertung 
 
Der Bürgerhaushalt führt zu… Durchschnitt 
   
   

Akzeptanz von Entscheidungen 2,5 
Abbau von Politikverdrossenheit 2,7 

einem besseren Informationsstand der Bürger 2,8 
Entlastung der Stadt von Aufgaben und Ausgaben 4,0 
Anspruchserwartungen an Politik und Verwaltung 3,0 
Vermeidungen von Fehlentscheidungen und 
Fehlinvestitionen 4,0 

Beteiligung der immer selben Personen 3,0 
hohem zeitlichem Aufwand bei Politik und Verwaltung 2,5 

hohen Verfahrensausgaben 2,8 
Durchsetzung von Gruppeninteressen 2,2 
einer Gefährdung der repräsentativen Demokratie 3,8 

Bürger sind zu uninformiert um Mitreden zu können 2,8 

 
 
Frage 4 
 
Teilnahme Verwaltungsausschuss 

 

  

Ja 3 
Nein 3 

 
 
Frage 5 
 
Benutztes Informationsmaterial 
 

Zeitungen 5 

Ausarbeitung 5 
Kontakt 2 

Sonstiges 1 

 
Frage 6 
 

Von Parteiinteressen geleitet? 
 

Ja 0 

Nein 6 

  
 
 



Seite LVII 

 
Frage 7 
 
Einführung des Bürgerhaushaltes 

 

Dafür 3 
Dagegen 3 

 
 
Frage 8  
 
Was waren die Gründe die für Ihr Urteil entscheidend waren?  Anzahl 
  

Kosten und Aufwand in Verwaltung und Politik sind zu hoch 3 

bessere Informierung der Bürger über die Finanzsituation der Stadt 3 
Stärkere Bürgerbeteiligung  3 

gute Kommunikation mit der Bürgerschaft ist ohnehin schon vorhanden 3 
Bürgerhaushalte bringen nichts 2 

Andere Gründe 1 

  

 
Anderer Grund:  
 
Hoffnung auf neue/andere Ideen, neue Gestaltungsspielräume, Akzeptanz 
für kommunale Entscheidungen 
 
Frage 8.1 
 
Wichtigster Grund  Anzahl 
  

Kosten und Aufwand in Verwaltung und Politik sind zu hoch  

bessere Informierung der Bürger über die Finanzsituation der Stadt 2 
Stärkere Bürgerbeteiligung  1 

gute Kommunikation mit der Bürgerschaft ist ohnehin schon vorhanden 2 

Bürgerhaushalte bringen nichts  

Andere Gründe  

  

 
Frage 9 
 
Reaktionen nach der Vorstellung gab es keine Reaktionen der 
Bevölkerung gegenüber den Ratsmitgliedern. 
 
Frage 10 
 
Weiterverfolgung der Einführung des Bürgerhaushaltes 

 
Ja 3 
Nein 3 
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Anlage 3 

 
Befragung des Bürgermeisters, Georg Moenikes,  der Stadt 
Emsdetten  
 
1. Wie hoch ist das Haushaltsvolumen der Stadt Emsdetten?  
 
66 Mio € im Ergebnisplan, 58 Mio € im Finanzplan 
 
2. Wie viel Geld kann die Stadt für Freiwilligkeitsleistungen ausgeben?  
 
Frw. Leistungen ohne vertragliche Bindung 340 T€                                                    
Frw. Leistungen in Ausgestaltung des Ortsrechts 230 T€                                          
Frw. Leistungen in Ansehung eingegangener vertragl. Verpflichtungen 1.3 
Mio €   Nicht enthalten Kosten durch Leistungsstandards 
 
3. Über wie viele Mittel können die Bürger jedes Jahr mitentscheiden? 
 
Der BüHH Emsdetten hat den Bürgern nie ein Entscheidungsrecht über 
einen Mitteleinsatz eingeräumt.  
 
4. Was waren die Gründe für die Einführung des Bürgerhaushaltes? 
  
Transparenz, Diskussionsgrundlage schaffen und die Bürger in die Lage 
versetzen, den Rat zu beraten 
 
5. Oftmals wird als Hauptgrund gegen einen Bürgerhaushalt die relativ 
geringe Beteiligung die hohen Kosten gegenüber steht angeführt. Wie 
beurteilen Sie dieses Argument? 
 
Die Kosten mit durchschnittlich 0,50 ct/Einwohner sind nicht so hoch 
bemessen, dass hier nicht ein solches Beteiligungsverfahren sinnvoll ist. 
17 bis 18 T€ sind Kosten, die an anderer Stelle ohne Diskusison 
verausgabt werden. Das sind Kosten der Demokratie.  
 
6. Wie veränderte sich die Meinung der Bürger zum Bürgerhaushalt im 
Laufe der Jahre? 
 
Eine Veränderung in der Meinung der Bürger habe ich nicht festgestellt. 
Zum Beginn war das eine neue Form der Bürgerbeteilgung, die 
naturgemäß mehr Aufmerksamkeit und Gesprächsstoff lieferte, heute 
gehört dieses Beteiligungsverfahren zum Lauf der kommunalpolitischen 
Veranstaltungen. 
 
7. Worin sehen Sie die Vorteile des Bürgerhaushaltes gegenüber anderen 
Projekten der Bürgerbeteiligung? 
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Ich sehe hier keine Vorteile, aber die Besonderheit, dass hier über 
Finanzen informiert und diskutiert wird. Das hebt dieses verfahren von 
anderen Bürgerbeteiligungsprojekten ab. 
  
8. Was unterscheidet den Bürgerhaushalt von Emsdetten/die 
Emsdettenkonferenz von anderen Bürgerhaushalten? 
 
Die Emsdettenkonferenz als Fortentwicklung des BüHH stellt nicht nur auf 
die Finanzzahlen ab, sondern bemüht sich, auch auf die den Finanzzahlen 
zugrunde liegenden Projekte näher einzugehen und darüber die 
Diskussion zu initiieren.  
 
9. Wie entwickelte sich die Beteiligung am Bürgerhaushalt? 
 
Die Beteiligung hat im Laufe der Jahre abgenommen und sich jetzt auf 
eine Zahl von 70 bis 80 an der Infoveranstaltung teilnehmenden Bürgern 
eingependelt. Nicht gezählt werden aber die Personen, die sich über das 
Internet oder die Publikationen informieren und anderorten diskutieren.  
 
10. Wer beteiligt sich an den Bürgerhaushalten? Gab es seit der 
Einführung Veränderungen in der Struktur der teilnehmenden Bürger? 
 
Es beteiligt sich ein bunter Querschnitt aus der Bürgerschaft. Die 
Zusammensetzung ändert sich von Jahr zu Jahr. Einfluss hat hier auch 
das jeweilige Schwerpunktthema.  
 
11. Hat sich der Bürgerhaushalt zu einem „Selbstläufer“ entwickelt oder ist 
er von einigen antreibenden Personen abhängig? 
 
Der BüHH ist ein gesetzter Beratungsprozess im kommunalpolitischen 
Terminkalender, muss aber von mir als BM immer wieder angestoßen 
werden und würde anderenfalls vielleicht nicht mehr existieren. 
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Anlage 4 

Der Bürgerhaushalt in Vlotho   

Ein Interview mit Ulrich Ammon (FDP-Fraktionsvorsitzender in Vlotho)  

12. April 2008  

(aus: http://www.haushaltssteuerung.de/interview-der-buergerhaushalt-in-

vlotho-ulrich-ammon.html, Stand 19.02.2012) 

 

HaushaltsSteuerung.de: Herr Ammon, 2003 wurde für die Bürger von 

Vlotho die Möglichkeit geschaffen über einen Bürgerhaushalt an der 

Haushaltsplanung mitzuwirken. Wie ist die Idee für einen Bürgerhaushalt 

entstanden? Kam die Initiative aus der Politik, der Verwaltung oder aus 

der Bürgerschaft?  

 

Ammon: Die Idee ist von mehreren Seiten ins Gespräch gebracht worden, 

konkret dann von der (damaligen) Bürgermeisterin und dem Kämmerer; es 

war für uns im Rat ein selbstverständlicher Baustein zum NKF. Die 

anfänglich gut angenommene Bürgerhaushalt-Veranstaltung ließ sich aber 

nicht dauerhaft etablieren, nach 3 Durchläufen haben wir die 

Bürgerhaushalt-Veranstaltungen vor 2 Jahren zunächst ausgesetzt.  

Gründe: Erstens waren es im Kern die ohnehin politisch Tätigen aus den 

vier Ratsparteien und -fraktionen, die daran teilnahmen, die ohnehin über 

die Fraktionen und deren Anträge unmittelbar mitwirken konnten. Zweitens 

vermittelt die Verwaltung immer schon und auch heute zu Zeiten von NKF 

und Doppik den Eindruck, im Haushalt "steht ohnehin schon alles fest", die 

Bürgerhaushalts-Veranstaltung war - objektiv - immer viel zu spät 

angesetzt, um ggf. noch große Änderungen einfügen zu können. 

Allerdings muß man dabei aber auch feststellen: In einer Gemeinde, die 

zeitweilig in die Haushaltssicherung abzurutschen drohte, war tatsächlich 

auch nahezu jeder Euro fast ohne freie Spitze durch Pflichtaufgaben 

verplant, sodaß es auch ein wenig "unfair" war, dem Bürger mit einer 

Bürgerhaushalts-Veranstaltung vorzugaukeln, am Haushalt wäre noch 

etliches abänderbar, wo nahezu kein Spielraum für Änderungen bestand.  
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HaushaltsSteuerung.de: Welche Vorteile bringt Ihres Erachtens ein 

Bürgerhaushalt?  

 

Ammon: (1) Trotz der o.a. Kritik hat der Bürgerhaushalt den Vorteil, daß 

Verwaltung und Politik gezwungen werden, allen Interessierten den 

Haushalt näherzubringen und verständlich zu erläutern. Mehr als 

Informationsveranstaltung denn als Mitwirkungsveranstaltung ist eine 

Bürgerhaushalts-Veranstaltung (oder veranstaltungen, je nach 

durchgeführtem Ablauf) sehr wohl sinnvoll; die Akzeptanz des Haushaltes 

wird erhöht wir auch außerhalb von Rat und Verwaltung erhöht. 

(2) Auch wenn zahlreiche Vorschläge aus den Bürgerhaushalts-

Veranstaltungen nicht oder nicht sofort umsetzbar waren, so konnten doch 

Politik und Verwaltung einige wichtige Anregungen erhalten und 

bestimmte gewünschte Schwerpunkte im Austausch mit den 

Bürgerhaushalt-TeilnehmerInnen besser erkennen und im direkten 

Gespräch vertiefen.  

 

HaushaltsSteuerung.de: In kurzen Worten: Was ist für Sie ein 

Bürgerhaushalt? Wodurch zeichnet er sich aus?  

 

Ammon: Ein Bürgerhaushalt ist für mich ein Haushalt, der … 

(1) ausreichend verständlich publiziert und allgemein verständlich erläutert 

wird, 

(2) über den Transmissionsriemen Ratsfraktionen, aber auch über das 

Instrument der Anregungen und Anträge aus der Bürgerschaft den 

Bürgerwillen und die Bürgerideen wo immer möglich eingearbeitet hat, 

(3) stets über den offiziellen Kommunalhaushalt hinaus politisch auch die 

zahlreichen ehrenamtlichen freiwilligen Leistungen in der Kommune und 

für die Kommune in das Gesamtpaket "Stadthaushalt" argumentativ und 

planerisch mit einbezieht.  
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HaushaltsSteuerung.de: In welchen Bereichen des Haushaltes kann der 

Bürger in Vlotho heute mitwirken?  

 

Ammon: (1) Über die Parteien/Fraktionen, 

(2) über die Möglichkeit, "Anregungen und Beschwerden" einzubringen, 

die zwingend zu behandeln und zu bescheiden sind, 

(3) über die Mitgliedschaft oder das Mitwirken an den inzwischen 

zahlreichen Fördervereinen (u.a. für Kindergärten, Schulen, Freibad, 

Stadtbücherei u.a.m.), womit direkt geldwerte, haushaltsentlastende 

Leistungen erbracht werden, in der Regel im freiwilligen Bereich oberhalb 

der gesetzlichen Pflichtaufgaben einer Kommune, 

(4) durch die in einer Kleinstadt noch sehr direkten und wirkungsvollen 

Informations-und Diskussionsrolle der Lokalpresse mit oft vollständiger 

und zeitnaher Leserbrief-Veröffentlichung.  

 

HaushaltsSteuerung.de: Der kommunale Haushaltsplan ist ein 

komplexes Zahlenwerk, das für Außenstehende z.T. nur schwer 

verständlich ist. Wie wird dieses Problem in Vlotho gelöst?  

 

Ammon: Der Kämmerer steht jeder Fraktion sehr häufig für Anfragen zur 

Verfügung, jede Fraktion hat den Kämmerer sowohl während der 

Haushaltsvorbereitung als auch den abschließenden 

Haushaltsberatungen oft mehrmals zu Gast, grundsätzlich stehen alle 

Mitarbeiterinnen auch aus dem Finanz- und Buchhaltungsbereich jederzeit 

für telefonische oder persönliche Nachfragen zur Verfügung. Wichtig, ja 

unerläßlich für jede Fraktion ist Sachkunde in ihren eigenen Reihen; ohne 

ein Fraktionsmitglied mit kaufmännischer/bankfachlicher/steuerberatungs- 

oder betriebswirtschaftlicher Ausbildung/Studium ist eine sachgerechte 

Haushaltsberatung nur sehr bedingt möglich. Letztlich funktioniert 

"Bürgerhaushalt" nur da richtig, wo sachkundige BürgerInnen in den 

tatsächlich entscheidungsberechtigten Gremien, also Ausschüssen und 

Rat, direkt mitwirken. 



Seite LXIII 

Anlage 5 
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